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1 Anlass und Ziel der Planung 

1.1 Geltungsbereich 

Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 23 „Zweite Erweiterung Haskamps 

Esch“ der Gemeinde Wippingen befindet sich südöstlich der Ortslage der Ge-

meinde Wippingen und südwestlich der Straße „Püngel“ (K 114). Das Plange-

biet umfasst die Flurstücke Nr. 97/10 (tlw.), 97/17, 99/4 (tlw.) 102/5, 102/7 

(tlw.), 102/6 (tlw.), 104/6 und 104/5 (tws.) der Flur 11, Gemarkung Wippingen, 

in einer Größe von ca. 2,23 ha.  

Die genaue Lage und Abgrenzung des Plangebietes ergibt sich aus der Dar-

stellung in der Planzeichnung. 

 

1.2 Anlass und Erfordernis 

In der Gemeinde Wippingen bestehen im vorhandenen Gewerbegebiet süd-

westlich der K 114 bei bestehenden Betrieben Erweiterungsabsichten. Diese 

können auf den vorhandenen und als Gewerbegebiet festgesetzten Flächen 

nicht mehr umgesetzt werden, sodass weitere Flächenentwicklungen erforder-

lich sind. Ein Ausweichen auf alternative Standorte hätte zur Folge, dass wei-

tere Außenbereichsflächen, die ggf. noch nicht durch bauliche Entwicklungen 

vorbelastet sind, in Anspruch genommen werden müssten. Dieses ist aus 

Gründen des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden jedoch nicht sinnvoll.  

Aus diesem Grund ist es erforderlich, das bestehende Gebiet in Richtung Nor-

den und Südwesten zu erweitern.  

Die Gemeinde plant daher, das Plangebiet des Ursprungsbebauungsplanes 

um die direkt nördlich angrenzende Waldfläche und südwestlich um einen ca. 

10 m breiten Streifen (ebenfalls Waldfläche) zu erweitern. Diese Flächen wer-

den dabei vorwiegend für die Erweiterung bestehender Betriebe benötigt und 

dienen damit der Eigenentwicklung der Gemeinde. 

Im wirksamen Flächennutzungsplan ist das Plangebiet als gewerbliche Bauflä-

che dargestellt.  

Die in Anspruch zu nehmenden Waldflächen werden in Abstimmung mit der 

Unteren Waldbehörde im Verhältnis 1:1,4 ersetzt. 

Da die Erweiterungsflächen im Außenbereich gemäß § 35 BauGB liegen und 

im Außenbereich eine gewerbliche Nutzung in der Regel nicht zulässig ist, ist 

für die geplante Erweiterung die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforder-

lich. 

 

1.3 Städtebauliche Ziele 

Generelles Planungsziel der Gemeinde ist es, mit dem vorliegenden Bebau-

ungsplan die Voraussetzungen für eine städtebaulich sinnvolle Erweiterung 

des Gewerbestandortes „Haskamps Esch“ in Wippingen zu schaffen.  
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Neben der Berücksichtigung der allgemeinen Belange gem. § 1 Abs. 5 BauGB 

wird mit der vorliegenden Bauleitplanung insbesondere folgendes Ziel verfolgt: 

 Die Berücksichtigung der Belange der Wirtschaft sowie die Sicherung 

und Schaffung von Arbeitsplätzen durch die Erweiterung eines vorhan-

denen Gewerbestandortes unter Berücksichtigung der Belange von Na-

tur und Landschaft sowie des Immissionsschutzes. 

 

2 Rahmenbedingungen  

2.1 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) 

Im RROP 2010 des Landkreises Emsland wurde für den bestehenden Gewer-

bestandort die Darstellung als bauleitplanerisch gesicherter Bereich über-

nommen. Südwestlich des bestehenden Gewerbegebiets ist ein Vorbehaltsge-

biet für Wald dargestellt.  

Das Plangebiet selbst ist im Bereich der nördlichen Erweiterungsfläche nach-

richtlich als vorhandene Bebauung bzw. bauleitplanerisch gesicherter Bereich 

dargestellt; die südwestliche Erweiterung ist ohne besondere Darstellung.  

 

2.2 Derzeitige Darstellung im Flächennutzungsplan 

Im wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Samtgemeinde Dörpen ist der 

bestehende Gewerbestandort als gewerbliche Baufläche bzw. als Gewerbe-

gebiet dargestellt. Die geplante nördliche Erweiterung und die Erweiterung im 

Südwesten wurden im Zuge der 137. Änderung des Flächennutzungsplanes 

als gewerbliche Baufläche dargestellt. Der Bebauungsplan Nr. 23 wird daher 

gemäß § 8 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.  

 

2.3 Örtliche Gegebenheiten 

Das Plangebiet umfasst Teilflächen des rechtkräftigen Bebauungsplanes Nr. 

14 „Erweiterung Haskamps Esch“, rechtskräftig seit dem 30.07.1999. Die Flä-

chen dieses Bebauungsplanes sind überwiegend bebaut und zu Lagerzwe-

cken befestigt. Westlich des bestehenden Gewerbestandortes sind im Gel-

tungsbereich Waldflächen vorhanden und südöstlich davon werden die Flä-

chen ackerbaulich genutzt. Nordwestlich des Gewerbestandortes sind Wald-

flächen vorhanden, die das weiter nördlich angrenzende Wohngebiet von der 

Gewerbenutzung trennt. 

Nordöstlich des Gewerbestandortes verläuft die Kreisstraße 114 von Nordwes-

ten nach Südosten. Nördlich der Kreisstraße sind vereinzelt Wohnhäuser im 

Außenbereich und ein ehemals landwirtschaftlicher Betrieb vorhanden. Südlich 

der Kreisstraße befindet sich in einem Abstand von ca. 170 m zum Gewerbe-

standort ein weiterer landwirtschaftlicher Betrieb mit Tierhaltung.  

Weitere Angaben zu den bestehenden Nutzungen und den naturräumlichen 

Gegebenheiten finden sich im Umweltbericht in den Kapiteln 5.2.1. „Beste-

hende Nutzungsstruktur“ und 5.2.2 „Beschreibung von Natur und Landschaft“. 
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3 Konzept zur Standortausweisung 

Wie bereits ausgeführt, befindet sich das Plangebiet südwestlich angrenzend 

zum bestehenden großflächigen Gewerbestandort „Haskamps Esch“. Um der 

bestehenden Nachfrage nach Erweiterungsmöglichkeiten und Gewerbegrund-

stücken nachkommen zu können, soll mit der vorliegenden Planung der Ge-

werbestandort nach Südwesten erweitert werden. Das Plangebiet ist im wirk-

samen Flächennutzungsplan bereits als gewerbliche Baufläche berücksichtigt 

und konkretisiert daher die mittelfristige Entwicklungsplanung der Gemeinde. 

Die vorliegende Planung stellt daher eine städtebaulich sinnvolle Gewerbege-

bietsentwicklung für die Gemeinde Wippingen dar.  

 

4 Inhalt des Planes 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

Aufgrund des vorliegenden konkreten Bedarfes zur Erweiterung eines Gewer-

bebetriebes sowie zur Ansiedlung weiterer Betriebe wird im Plangebiet ein 

Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO festgesetzt. 

Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich be-

lästigenden Gewerbebetrieben. Diese Festsetzung entspricht den Anforderun-

gen der bestehenden Betriebe im bisherigen Gewerbegebiet Haskamps Esch 

der Gemeinde Wippingen. 

Die Gemeinde geht somit davon aus, dass die Ausweisung eines Gewerbege-

bietes gemäß § 8 BauNVO auch den Anforderungen entspricht, die für die Er-

weiterung erforderlich ist.  

Das Plangebiet wird jedoch hinsichtlich der Art der Betriebe bzw. ihres Emissi-

onsverhaltens gegliedert und es werden Emissionskontingente (LEK) festge-

setzt. Damit werden die Belange des Schallschutzes für die vorhandene 

Wohnnachbarschaft angemessen berücksichtigt.  

Im Plangebiet werden folgende Emissionskontingente von Norden nach Süden 

festgesetzt: 

tags/nachts 59/44 und 63/48 dB(A)/qm 

Die DIN 45691 ermöglicht über den Anhang A. 2, dass in Gebieten für einzel-

ne Richtungssektoren die Kontingente erhöht werden können. Diese Möglich-

keit soll für den Bebauungsplan Nr. 23 zum Tragen kommen und es sollen für 

Richtungssektoren Zusatzkontingente festgesetzt werden.  

Folgende Zusatzkontingente sollen festgesetzt werden: 

L EK, tags / nachts 
  
Sektor A   +   2 / +   2 dB (A) 
Sektor B    0 /    0 dB (A) 
Sektor C + 10 / + 10 dB (A) 
Sektor D +   4 / +   4 dB (A) 
Sektor E             0 /      0 dB (A) 
Sektor F +   6 / +   6 dB (A) 
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In Richtung Norden (Sektor B) und Osten (Sektor E) dürfen keine Zusatzkon-

tingente ausgeschöpft werden, hier sind von künftigen Gewerbetreibenden 

entsprechende Konzepte (z.B. durch Stellung der Gebäude), die das Grund-

stück nach Norden und Osten hin abschirmen, zu entwickeln. 

Vergnügungsstätten 

Gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO sind Vergnügungsstätten in einem Gewer-

begebiet ausnahmsweise zulässig. Diese werden jedoch im Plangebiet ausge-

schlossen, da das Plangebiet in erster Linie dem verarbeitenden und produzie-

renden Gewerbe vorbehalten bleiben soll und die festgesetzten Emissionskon-

tingente Nutzungen, die erhebliche nächtliche Lärmimmissionen verursachen 

(z.B. Diskothek), ohnehin nicht zulassen.  

Einzelhandelsbetriebe 

Gemäß § 8 BauNVO sind in einem Gewerbegebiet Gewerbebetriebe aller Art 

zulässig. Hierbei ist nicht entscheidend, ob in einem solchen Gebiet wirklich 

derartige Betriebe vorhanden sind oder sich voraussichtlich ansiedeln werden. 

Maßgebend ist, dass sich solche Betriebe dort ansiedeln können. Damit sind 

grundsätzlich auch Einzelhandelsbetriebe zulässig, sofern sie nicht gemäß 

§ 11 Abs. 3 BauNVO in ein entsprechendes Sondergebiet gehören.  

Im vorliegenden Fall soll das Gewerbegebiet überwiegend der Erweiterung ei-

nes bereits ansässigen produzierenden Betriebes dienen. Der Verkauf von 

Produkten an Endverbraucher ist in diesem Gebiet nicht vorgesehen. Aus die-

sem Grund werden gemäß § 1 (5) in Verbindung mit (8) BauNVO Einzelhan-

delsbetriebe im Plangebiet ausgeschlossen. 

 

4.2 Maß der baulichen Nutzung 

Die Grundflächenzahl (GRZ) regelt neben der Nutzungsdichte hauptsächlich 

das Maß der möglichen Bodenversiegelungen. Sie bestimmt damit auch den 

zu erwartenden Eingriff in Natur und Landschaft.  

Im Plangebiet wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 festgesetzt. Die Ge-

meinde möchte mit der Ausschöpfung des Orientierungswertes für Obergren-

zen gem. § 17 BauNVO eine möglichst optimale Ausnutzung der Grundstücke 

gewährleisten und damit einem weitergehenden Landschaftsverbrauch vor-

beugen. Dieser Wert entspricht auch der im östlich angrenzenden Geltungsbe-

reich des Bebauungsplans Nr. 14 „Erweiterung Haskamps Esch“ festgesetzten 

Grundflächenzahl.  

Um unvertretbare Eingriffe in das Landschaftsbild zu vermeiden, wird im Plan-

gebiet die höchst zulässige Anzahl der Vollgeschosse mit zwei Vollgeschos-

sen festgesetzt. Mit dieser Festsetzung kann davon ausgegangen werden, 

dass Gebäudehöhen entstehen, die durch die bestehenden Bäume und eine 

zukünftige Bepflanzung eingegrünt werden. Insgesamt wird dadurch der Ein-

griff in Natur und Landschaft minimiert.  
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Zusätzlich soll, entsprechend der Festsetzung im angrenzenden Bebauungs-

plan Nr. 14, eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 1,6 festgesetzt werden. Die-

se Festsetzung korrespondiert mit der zulässigen Zweigeschossigkeit.  

Durch die Festsetzung der GRZ, der GFZ und der höchst zulässigen Anzahl 

der Vollgeschosse ist das Maß der baulichen Nutzung gemäß § 16 Abs. 3  

BauNVO dreidimensional und damit hinreichend konkret bestimmt.  

 

4.3 Bauweise und Baugrenzen 

Eine Bauweise wird nicht festgesetzt. Dies bedeutet, dass auch Baukörper mit 

einer Länge von mehr als 50 m zulässig sind. Weil sich die Baukörper in dem 

festgesetzten Gewerbegebiet nach den betrieblichen Notwendigkeiten richten 

sollen, wird die Länge der Gebäude nicht eingeschränkt. 

Durch die Festsetzung der Baugrenzen soll einerseits eine städtebauliche 

Ordnung (u.a. ausreichende Sichtverhältnisse im Bereich der Verkehrsanla-

gen, Schutz von Anpflanzungen) gewährleistet werden, andererseits soll durch 

die großzügigen überbaubaren Bereiche ein größtmögliches Maß an Gestal-

tungsfreiheit im Hinblick auf die Anordnung der Gebäude auf den Grundstü-

cken ermöglicht werden. 

Entlang der Straße „Eichenkamp“ wird ein Abstand von 5 m als ausreichend 

erachtet. Entlang der nordwestlichen und westlichen Plangebietsgrenze wird  

die Baugrenze entsprechend den Festsetzungen aus dem angrenzenden Be-

bauungsplan Nr. 14 in einem Abstand von 5 m festgesetzt. Im südwestlichen 

Plangebiet wird zum Waldrand hin ein Abstand mit der Baugrenze von 15 m 

eingehalten. In diesem Bereich kann bei Bedarf eine private Zuwegung zu den 

rückwärtigen Grundstücksbereichen erfolgen. 

 

4.4 Grünordnerische Festsetzungen 

Die grünordnerischen Festsetzungen des Bebauungsplans haben die Grund-

funktion, die landschaftliche Einbindung des Plangebietes in das Orts- und 

Landschaftsbild sicherzustellen, Beeinträchtigungen von Arten und Lebens-

gemeinschaften sowie des Bodens zu minimieren und gleichzeitig die Eingriffe 

in den Naturhaushalt, soweit möglich und sinnvoll, innerhalb des Plangebietes 

zu kompensieren bzw. auszugleichen.  

Da die Plangebietsfläche in nördlicher, westlicher und südwestlicher Richtung 

durch bestehende Waldflächen abgegrenzt wird und sich das bestehende Ge-

werbegebiet unmittelbar östlich anschließt, ist die Plangebietsfläche zu diesen 

Seiten optimal landschaftlich eingebunden. Lediglich in südöstliche Richtung 

schließt sich die offene Landschaft an. In diesem Bereich wird ein 10 m breiter 

Streifen als Fläche zum Anpflanzen und Erhalten von Bäumen und Sträuchern 

festgesetzt und mit standortgerechten heimischen Laubgehölzen bepflanzt. Mit 

diesem Gehölzstreifen ist das Plangebiet dann zu allen Seiten landschaftlich 

eingebunden. Darüber hinaus stellen diese Siedlungsgehölze einen wertvollen 
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Nahrungs-, Rückzugs- und Lebensraum für die Arten des Siedlungsrandes 

dar.  

Zusätzlich wird entlang des Wanderweges in südliche Verlängerung des 

Waldweges ein drei Meter breiter Pflanzstreifen festgesetzt, um das Gewerbe-

gebiet zum bestehenden Weg hin abzugrenzen.  

Die innerhalb des festgesetzten Gewerbegebietes verbleibenden Freiflächen 

tragen überdies zu einer Vermeidung der durch die Planung verursachten Ein-

griffe in den Naturhaushalt bei.  

 

4.5 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 

Ausgehend von der Straße „Eichenkamp“ im östlichen Geltungsbereich wird in 

südwestliche Richtung eine 10 m breite Trasse als Geh-, Fahr- und Leitungs-

recht zugunsten der Gemeinde festgesetzt. Mit der Festsetzung soll sicherge-

stellt werden, dass zukünftig eine rückwärtige Erschließung des Gewerbege-

biets bei Bedarf umgesetzt werden kann. Allein durch die Festsetzung wird 

das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht jedoch nicht bergründet, sondern muss 

dem Begünstigten zum Beispiel durch einen Eintrag ins Grundbuch ermöglicht 

werden. 

 

4.6 Örtliche Bauvorschrift gem. § 84 NBauO 

Um zu gewährleisten, dass das im Plangebiet anfallende Oberflächenwasser 

nicht auf angrenzende Flächen (z.B. Straßenraum) abgeleitet wird, ist festge-

setzt, dass das anfallende Oberflächenwasser im Plangebiet auf den jeweili-

gen Grundstücken zu versickern ist. Nicht versickerbares Oberflächenwasser 

muss in einer Regenrückhalteanlage zurückgehalten und gedrosselt der 

nächsten Vorflut zugeleitet werden.  

 

4.7 Erschließung, Ver- und Entsorgung 

4.7.1 Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt von der östlich angren-

zend verlaufenden Kreisstraße 114 aus. Das bestehende Gewerbegebiet und 

die zukünftige Erweiterung werden über die Straße „Eichenkamp“ erschlossen. 

Die Anbindung des Plangebietes an das überörtliche Straßennetz ist damit 

gewährleistet und die verkehrliche Erschließung gesichert. 

 

4.7.2 Wasserwirtschaftliche Erschließung 

a) Wasserversorgung 

Die Versorgung des Plangebietes mit Trink- und Brauchwasser in ausreichen-

der Qualität und Menge ist gewährleistet. Die geplante Bebauung kann zu den 

bekannten Bedingungen, die sich aus der Satzung der Wasserbezugs- und 
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Beitragsordnung des Wasserverbandes "Hümmling" ergeben, an die zentrale 

Wasserversorgung angeschlossen werden. 

b) Abwasserbeseitigung 

Für das Plangebiet ist die zentrale Abwasserbeseitigung vorgesehen. Das 

Plangebiet wird an die Schmutzwasserkanalisation der Samtgemeinde Dörpen 

angeschlossen. Die ordnungsgemäße Schmutzwasserbeseitigung ist damit 

gewährleistet. Ausreichende Kapazitäten sind vorhanden. 

Auf eine ordnungsgemäße Ausbildung der Kanalisation (Abnahme, Einhaltung 

der Abwassersatzung) wird geachtet. Soweit erforderlich, wird eine Vorreini-

gung (Ölabscheider o.ä.) vorgeschaltet. Gegebenenfalls sind besondere Ver-

meidungsmaßnahmen für gefährliche Abwasserinhaltsstoffe im Sinne der Indi-

rekteinleiterverordnung zu treffen. 

Es ist nicht auszuschließen, dass auf den befestigten Außenflächen der Be-

triebsgrundstücke auch stark verschmutztes Oberflächenwasser anfällt. Mögli-

che Anfallstellen sind z.B. Be- und Entladestellen und Lagerplätze. Derartig 

verschmutztes Oberflächenwasser ist der Schmutzwasserkanalisation zuzu-

führen.  

c) Oberflächenentwässerung 

Bei der Oberflächenentwässerung sollen Auswirkungen der geplanten Flä-

chenversiegelung auf den Grundwasserstand möglichst gering gehalten sowie 

eine Verschärfung der Abflusssituation vermieden werden. 

Im Plangebiet ist daher das anfallende Oberflächenwasser auf den jeweiligen 

Grundstücken zu versickern. Nicht versickerbares Oberflächenwasser muss in 

einer Regenrückhalteanlage zurückgehalten und gedrosselt der nächsten Vor-

flut zugeleitet werden.  

Hierfür und für die weiteren geplanten wasserwirtschaftlichen Maßnahmen sind 

die entsprechenden Genehmigungen und/oder Erlaubnisse nach dem Wasser-

haushaltsgesetz in Verbindung mit dem Niedersächsischen Wassergesetz bei 

der zuständigen Wasserbehörde zu beantragen.  

d) Brandschutz 

Die erforderliche Löschwasserversorgung wird nach den technischen Regeln 

Arbeitsblatt W 405 (aufgestellt vom DVGW) und in Absprache mit der zustän-

digen Feuerwehr erstellt. 

 

4.7.3 Energieversorgung 

Die Versorgung des Plangebietes mit der notwendigen Energie kann durch die 

Energieversorgung Weser-Ems (EWE) sichergestellt werden. Im Plangebiet 

und angrenzend vorhandene Leitungen und Anlagen dürfen weder technisch 

noch rechtlich beeinträchtigt werden. 
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4.7.4 Abfallbeseitigung 

Die Entsorgung der im Plangebiet anfallenden Abfälle erfolgt entsprechend 

den Bestimmungen sowie den jeweils gültigen Satzungen zur Abfallentsor-

gung des Landkreises Emsland. Träger der öffentlichen Abfallentsorgung ist 

der Landkreis Emsland. Die Beseitigung der festen Abfallstoffe ist damit ge-

währleistet.  

Eventuell anfallende Sonderabfälle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungs-

gemäßen Entsorgung zuzuführen. 

 

4.7.5 Telekommunikation 

Die Versorgung mit Telekommunikationsanlagen kann durch die Deutsche Te-

lekom AG erfolgen. 

 

4.7.6 Denkmalpflege 

Sollten bei den geplanten Erd- und Bauarbeiten ur- oder frühgeschichtliche 

Bodenfunde gemacht werden, sind diese unverzüglich einer Denkmalschutz-

behörde, der Samtgemeinde oder einem Beauftragten für die archäologische 

Denkmalpflege anzuzeigen (§ 14 Abs. 1 NDSchG). 

Bodenfunde und Fundstellen sind bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der 

Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, 

wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten 

gestattet (§ 14 Abs. 2 NDSchG). 
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5 Umweltbericht 

5.1 Einleitung 

5.1.1 Kurzdarstellung des Planinhaltes 

Entsprechend den Ausführungen in Kap. 1.2 dient die vorliegende Planung der 

Erweiterung des bestehenden Gewerbestandortes von Wippingen. Für die 

nördliche Erweiterung wird eine Waldfläche in einer Größe von 0,66 ha und für 

die westliche Erweiterung eine Waldfläche in einer Größe von 0,16 ha in An-

spruch genommen. Die übrigen Flächen liegen überwiegend innerhalb des 

rechtkräftigen Bebauungsplanes Nr. 14 „Haskamps Esch“.  Im Ursprungsbe-

bauungsplan festgesetzte Flächen zum Erhalten von Bäumen und Sträuchern 

und zum Anpflanzen und Erhalten von Bäumen und Sträuchern, insgesamt ca. 

0,55 ha, werden zugunsten von überbaubaren Gewerbeflächen überplant.   

Zukünftig können auch diese Flächen durch Gebäude bebaut sowie durch La-

ger-, Wege- und Verkehrsflächen bis zu 80 % versiegelt werden.  

Der wesentliche Planinhalt ist in Kapitel 4 dargestellt. Auf die Umwelt sind da-

bei insbesondere folgende Auswirkungen möglich: 

Im Plangebiet ist, aufgrund der geplanten gewerblichen Nutzung, von einer 

hohen Beanspruchung der Flächen auszugehen. Durch den hohen Versiege-

lungsgrad aufgrund der geplanten Bebauung und deren Nebenanlagen kön-

nen insbesondere auf die Schutzgüter Landschaftsbild, Wasser, Boden, Pflan-

zen und Tiere erhebliche Auswirkungen entstehen.  

Auf das Schutzgut Mensch sind im vorliegenden Fall insbesondere Umwelt-

auswirkungen auf benachbarte störempfindliche Wohnnutzungen möglich. 

Darüber hinaus sind auch Umwelteinwirkungen durch Verkehrslärm sowie 

durch landwirtschaftliche Betriebe bzw. Tierhaltungsanlagen in den Blick zu 

nehmen.  

Hinsichtlich der Höhenentwicklung wird im Bebauungsplan eine maximale 

Zweigeschossigkeit festgesetzt, sodass sich unter Berücksichtigung der Fest-

setzung zur Einbindung in die freie Landschaft keine wesentlichen Auswirkun-

gen auf das Landschaftsbild ergeben werden. 

 

5.1.2 Ziele des Umweltschutzes 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

§ 1 BNatSchG nennt die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege. 

Danach sind Natur und Landschaft so zu schützen, dass die biologische Viel-

falt, die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich 

der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter 

sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur 

und Landschaft auf Dauer gesichert sind. Der Schutz umfasst auch die Pflege, 

die Entwicklung und, soweit erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und 

Landschaft.  
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In der Bauleitplanung werden diese Ziele u.a. durch die Anwendung des § 14 

(Eingriffe in Natur und Landschaft), des § 15 (Verursacherpflichten, Unzuläs-

sigkeit von Eingriffen) und des § 18 (Verhältnis zum Baurecht) berücksichtigt.  

 

Artenschutzrechtliche Bestimmungen des BNatSchG 

Die relevanten speziellen artenschutzrechtlichen Verbote der nationalen Ge-

setzgebung sind in § 44 Abs. 1 BNatSchG formuliert. Hiernach ist es verboten: 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, 

sie zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus 

der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen 

Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin-

terungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche 

Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand 

der lokalen Population einer Art verschlechtert,  

3. Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders 

geschützten Arten der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 

zerstören,  

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Ent-

wicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte 

zu beschädigen oder zu zerstören.  

Nach § 44 Abs. 5 BNatSchG gelten unter bestimmten Voraussetzungen Ein-

schränkungen der speziellen artenschutzrechtlichen Verbote: 

Für nach § 15 BNatSchG zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft sowie für 

Vorhaben im Sinne des § 18 Absatz 2 Satz 1, die nach den Vorschriften des 

Baugesetzbuches zulässig sind, gelten für die Zugriffs-, Besitz- und Vermark-

tungsverbote folgende Maßgaben: Sind in Anhang IVa der Richtlinie 

92/43/EWG aufgeführte Tierarten, europäische Vogelarten oder solche Arten 

betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 aufge-

führt sind, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr. 3 und im 

Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen wild leben-

der Tiere auch gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr. 1 nicht vor, soweit die 

ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fort-

pflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt 

wird. Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 

festgesetzt werden. Für Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IVb 

der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Arten gelten diese Maßgaben entspre-

chend. Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei Handlun-

gen zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens kein Verstoß gegen die 

Zugriffs-, Besitz oder Vermarktungsverbote vor. 



Gemeinde Wippingen 
Begründung mit Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 23                     - Entwurf -               14 

Büro für Stadtplanung (BegrBP23.doc) 23.10.2023 

Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 

(NAGBNatSchG)  

Das NAGBNatSchG bezieht sich zum Schutz der wild lebenden Tier- und 

Pflanzenarten, ihrer Lebensstätten und Biotope auf das BNatSchG.  

Die rechtlichen Grundlagen zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten 

sind in den §§ 38 (zum allgemeinen Arten-, Lebensstätten- und Biotopschutz),  

39 (allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen) und 44 (besonders 

geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten) des BNatSchG 

festgelegt. Danach ist es verboten, ohne vernünftigen Grund Lebensstätten 

wild lebender Tier- und Pflanzenarten zu zerstören oder sonst erheblich zu 

beeinträchtigen oder wild lebende Tiere mutwillig zu beunruhigen, zu fangen, 

zu verletzen oder zu töten.  

Die Naturschutzbehörde führt ein Verzeichnis der im Sinne der §§ 23 bis 26 

und §§ 28 bis 30 BNatSchG geschützten Teile von Natur und Landschaft, ein-

schließlich der Wallhecken im Sinne von § 22 Abs. 3 Satz 1, der Flächen im 

Sinne von § 22 Abs. 4 Satz 1 und der gesetzlich geschützten Biotope im Sinne 

des § 24 Abs. 2 sowie der Natura 2000-Gebiete in ihrem Bereich.  

Das Plangebiet ist nicht als schutzwürdiger oder nach dem BNatSchG ge-

schützter Bereich gekennzeichnet.  

Niedersächsisches Gesetz über den Wald und die Landschaftsordnung 

(NWaldLG) 

Gemäß dem § 8 (2) des NWaldLG bedarf es für eine Waldumwandlung, die 

aufgrund einer Regelung in einem Bebauungsplan oder städtebaulichen Sat-

zung erforderlich wird, keiner Genehmigung der Waldbehörde. In diesem Fall 

haben Bau- oder Naturschutzbehörde zu entscheiden, ob eine Genehmigung 

aufgrund der Sicherung von Schutzfunktionen versagt werden soll oder Belan-

ge der Allgemeinheit eine Waldumwandlung rechtfertigen.  

Nach § 8 (4) ist eine Waldumwandlung nur mit der Auflage einer Ausgleichs- 

oder Ersatzaufforstung zu genehmigen.  

Landschaftsplan (LP) nach § 11 BNatSchG 

Die für die örtliche Ebene konkretisierten Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden auf der Grundlage des 

Landschaftsrahmenplanes im Landschaftsplan dargestellt. Der Landschafts-

plan enthält Angaben über den vorhandenen und den zu erwartenden Zustand 

von Natur und Landschaft, die konkretisierten Ziele des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege, die Beurteilung des vorhandenen und zu erwartenden Zu-

stands von Natur und Landschaft und die Erfordernisse und Maßnahmen zur 

Umsetzung der konkretisierten Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege.  

Die Gemeinde Wippingen bzw. die Samtgemeinde Dörpen haben keinen 

Landschaftsplan aufgestellt, es gelten daher die Vorgaben des LRP.  
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Landschaftsrahmenplan (LRP) nach § 10 BNatSchG 

Im Landschaftsrahmenplan werden gem. § 10 BNatSchG die überörtlichen 

konkretisierten Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege für Teile des Landes dargestellt. Dabei sind die Ziele 

der Raumordnung zu beachten sowie die Grundsätze und sonstigen Erforder-

nisse der Raumordnung zu berücksichtigen. Landschaftsrahmenpläne sind für 

alle Teile des Landes aufzustellen. Gemäß § 3 NAGBNatSchG ist die Natur-

schutzbehörde für die Aufstellung des Landschaftsrahmenplanes zuständig.  

Im Landschaftsrahmenplan (LRP) des Landkreises Emsland (2001) ist der 

überwiegende Teil der Plangebietsfläche als Raum mit sekundärer Planungs-

priorität gekennzeichnet. In solchen Bereichen sollten laut LRP allgemein gül-

tige Maßnahmen zur Verbesserung sowie zum Schutz, zur Pflege und Ent-

wicklung von Natur und Landschaft vorgesehen werden. Von den vorgeschla-

genen Maßnahmen treffen „Erweiterung des Heckennetzes“ und „Anreiche-

rung der Feldflur mit Kleinstrukturen“ auf den Bereich des Plangebietes zu. In 

Siedlungsgebieten sollte auf eine „Durchlässigkeit“ für Arten und Lebensge-

meinschaften geachtet werden (extensive Pflege der Grünflächen, Verwen-

dung standortgerechter, einheimischer Gehölze).  

Die am südwestlichen Plangebietsrand liegende Waldfläche ist als regional 

schutzwürdiger Bereich „Bauerntannen“ gekennzeichnet und als „Alter Laub-

mischwald auf Dünen mit Stieleichen-Birkenwald und Eichen-Buchenwald be-

schrieben. Der Wald ist niederwaldartig und durchsetzt mit Relikten der ehe-

maligen Nutzung, nämlich mit gut entwickelter Sandheide und Wacholderge-

büschen“(LRP Landkreis Emsland (2001) S. 281). 

Die Aussagen des LRP werden im Rahmen der vorliegenden Planung zugrun-

de gelegt.  

Bundesimmissionsschutzgesetz 

Nach § 50 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) sind raumbedeutsame 

Planungen und Maßnahmen einander so zuzuordnen, dass schädliche Um-

welteinwirkungen auf ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienende 

Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich ver-

mieden werden. 

Gewerbliche Lärmimmissionen 

Maßgeblich für die Bewertung der Lärmbelastung in der Bauleitplanung ist die 

DIN 18005-1 „Schallschutz im Städtebau“ (Stand: Juni 2002). Im Beiblatt 1 der 

DIN 18005-1 sind bezogen auf Gewerbelärm Orientierungswerte genannt, die 

bei der Planung anzustreben sind.  

Orientierungswerte der DIN 18005-1 

 Gewerbegebiet Misch-Dorfgebiet  
(Außenbereich) 

Allgemeines 
Wohngebiet  

Tags 65 dB(A) 60 dB(A) 55 dB (A) 

nachts 50 dB (A) 45 dB (A) 40 dB (A) 
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Die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005-1 sind nicht als 

Grenzwerte definiert. 

Bezogen auf Anlagen i.S.d. BImSchG entsprechen die Orientierungswerte der 

DIN 18005-1 im Wesentlichen den Richtwerten in der technischen Anleitung 

zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm).  

Verkehrslärm (Vorsorgewerte) 

Hinsichtlich des Verkehrslärms finden sich Bewertungsmaßstäbe neben der 

DIN 18005-1 auch in der 16. Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV 

vom 12.06.1990). Die Verordnung gilt unmittelbar jedoch nur für den Neubau 

oder die wesentliche Änderung von Verkehrswegen. In ihr sind folgende Im-

missionsgrenzwerte (IGW) genannt, die nach der Verkehrslärmschutzrichtlinie 

1997 als Werte der „Lärmvorsorge“ zu verstehen sind: 

Immissionsgrenzwerte (IGW) der 16. BImSchV für Verkehr 

 Gewerbe- und 
Industriegebiet 

Mischgebiet  Allgemeines Wohngebiet  

Tags 69 dB (A) 64 dB (A) 59 dB (A) 

nachts 59 dB (A) 54 dB (A) 49 dB (A) 

 

Geruchsimmissionen 

Die GIRL 2008 enthielt für verschiedene Baugebietsarten Richtwerte zur Beur-

teilung einer im Regelfall erheblichen Belästigung gemäß § 3 Abs. 1 BImSchG. 

Der GIRL-Richtwert für Gewerbe- und Industriegebiete betrug eine Geruchs-

einheit (GE) pro cbm Luft (erkennbarer Geruch) an bis zu 15 % der Jahres-

stunden (Immissionswert IW = 0,15). Für ein Dorfgebiet wurden ebenfalls 15 % 

d.J.-Std. (IW = 0,15) als Richtwert genannt, wobei nach Einzelfallbeurteilung 

(z.B. im Übergang zum Außenbereich) höhere Werte möglich waren. Für den 

Außenbereich nach § 35 BauGB war das Wohnen mit einem immissions-

schutzrechtlich geringeren Schutzanspruch verbunden. Vor diesem Hinter-

grund ermöglichte die GIRL 2008 im Außenbereich unter Prüfung der speziel-

len Randbedingungen des Einzelfalles einen Richtwert von bis zu 25 % d.J.-

Std (IW= 0,25, Auslegungshinweise zur GIRL).  

Seit dem 18. August 2021 gilt die Neufassung der TA Luft 2021, die die GIRL 

ersetzt hat. Im Rahmen der Neufassung wurde die GIRL formell angepasst und 

inhaltlich nahezu unverändert als Anhang 7 in die TA Luft aufgenommen. Die 

Systematik der GIRL wurde dabei beibehalten und die Ergänzungen entspre-

chen teilweise den Ergänzungen aus den Auslegungshinweisen und den Zwei-

felsfragen der GIRL.  

Teilweise sind Gutachten noch vor der Einführung der neuen TA Luft erstellt 

worden für Planungen, die sich noch im Verfahren befinden. Da die alte GIRL 

als Anlage 7 in die TA Luft überführt wurde und die Immissionsgrenzwerte für 

die einzelnen Baugebietsarten gleich geblieben sind, sollen diese Gutachten für 

noch im Verfahren befindliche Planungen weiterhin herangezogen werden. 



Gemeinde Wippingen 
Begründung mit Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 23                     - Entwurf -               17 

Büro für Stadtplanung (BegrBP23.doc) 23.10.2023 

Sonstige Immissionen 

Schädliche Umwelteinwirkungen wie z.B. Geruch, Lärm, Luftverunreinigungen, 

Erschütterungen, Licht und Wärme, sind zu berücksichtigen, wenn sie gemäß 

§ 3 Abs. 1 BImSchG nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, 

erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder 

die Nachbarschaft herbeizuführen.  

Sind bezüglich der Luftqualität maßgebliche Werte, insbesondere die der 

39. BImSchV, überschritten, sind Luftreinhaltepläne zu erstellen. In Gebieten, 

in denen kein Luftreinhalteplan erstellt wurde oder erforderlich ist, ist der Erhalt 

der bestmöglichen Luftqualität als Belang zu berücksichtigen (§1a (6) Nr. 7 h 

BauGB).  

 

5.1.3 FFH- und Vogelschutzgebiete 

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb oder angrenzend zu einem Gebiet von 

gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiet) oder einem EU-Vogelschutz-

gebiet. Auswirkungen auf die Erhaltungsziele und Schutzzwecke solcher Ge-

biete sind daher nicht zu erwarten. Eine Überprüfung der Verträglichkeit ge-

mäß § 34 (1) BNatSchG ist somit nicht erforderlich. 

 

5.2 Bestandsaufnahme 

Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umwelt-

zustands, einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraus-

sichtlich erheblich beeinflusst werden 

5.2.1 Beschreibung der bestehenden Nutzungsstruktur  
 (Schutzgut Mensch) 

5.2.1.1 Wohn- und Arbeitsumfeld / Schutzbedürftigkeit 

Im nördlichen und westlichen Plangebiet befinden sich Waldflächen direkt an-

grenzend zum bestehenden Gewerbestandort der Gemeinde Wippingen. Das 

übrige Plangebiet umfasst im Wesentlichen eine Fläche innerhalb des Gel-

tungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 14, in dem Pflanzflächen festgesetzt 

wurden. 

Mit der vorliegenden Planung sollen die betroffenen Wald- und Pflanzflächen 

in gewerbliche Bauflächen umgenutzt werden, um die Erweiterung des beste-

henden Gewerbestandortes zu ermöglichen.  

Die nächstgelegenen Wohnnutzungen außerhalb von Gewerbegebieten liegen 

nördlich des Plangebiets in ca. 54 m Entfernung an der Waldstraße und in ca.  

60 m Entfernung an der Eichenstraße. Östlich des Plangebiets befindet sich 

das nächste Wohnhaus ca. 250 m entfernt im planungsrechtlichen Außenbe-

reich. 

Diese Wohnnutzungen stellen die maßgebliche Bebauung dar, auf die sich die 

geplanten Gewerbeflächen auswirken könnten. 
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5.2.1.2 Immissionssituation 

a) Bestehende Gewerbelärmsituation sowie planerische Vorbelastung 

Das überwiegende Plangebiet liegt innerhalb des bestehenden Gewerbestan-

dortes der Gemeinde Wippingen. Mit der vorliegenden Planung wird dieser 

Gewerbestandort in nördliche und westliche Richtung erweitert.  

Zur Ermittlung der Gewerbelärmsituation wurde ein schalltechnischer Bericht 

des Büros für Lärmschutz (Anlage 1) erstellt. Es wurde dabei zunächst die 

Vorbelastung durch den vorhandenen Gewerbestandort betrachtet und bewer-

tet.  

b) Verkehrsimmissionen 

Mit der Straße „Püngel“ (K 114) verläuft die nächstgelegene Hauptverkehrs-

straße ca. 150 m nordöstlich des Plangebiets. Aufgrund der Entfernung sind 

keine unzumutbaren Verkehrslärmeinwirkungen auf das Plangebiet zu erwar-

ten. 

c) Geruchsimmissionen aus Tierhaltungsanlagen 

Die nächstgelegene Tierhaltungsanlage liegt in einer Entfernung von ca.  

250 m östlich des Plangebietes. Zur Ermittlung der Geruchsimmissionen wur-

de ein entsprechendes Gutachten erarbeitet (Anlage 3). Es wurde festgestellt, 

dass im Plangebiet der Immissionsrichtwert für Gewerbegebiete von 0,15 ein-

gehalten bzw. unterschritten wird.  

d) Sonstige Immissionen 

Im Umfeld des Plangebietes sind keine sonstigen Anlagen (z.B. Sportanlagen) 

vorhanden, deren Auswirkungen oder deren Belange zu beachten sind.  

 

5.2.1.3 Erholungsfunktion 

Das Plangebiet ist zu einem großen Teil bebaut bzw. versiegelt. Im nördlichen 

und westlichen Plangebiet wurden kleine Bereiche der Waldfläche einbezo-

gen. Beide Waldflächen grenzen unmittelbar an den bestehenden Gewerbe-

standort an.  

Die Umgebung wird bereits derzeit durch die vorhandene gewerbliche Bebau-

ung geprägt (Visuelle Beeinträchtigungen) und ist in Bezug auf mögliche Im-

missionen vorbelastet. Aufgrund der Lage der Teilbereiche direkt angrenzend 

zum bestehenden Gewerbestandort, ist die Naherholungsfunktion des Plange-

bietes von nur geringer Bedeutung. 

 

5.2.2 Beschreibung von Natur und Landschaft 

5.2.2.1 Naturraum 

Das Plangebiet liegt im Übergangsbereich des Aschendorfer Talsandgebie-

tes zum Melstruper Dünen-Talsandgebiet, welche sich beide innerhalb der 

Haupteinheit der Hunte-Leda-Moor-Niederung befinden.  
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Beim Aschendorfer Talsand-Gebiet handelt es sich um ein zwischen den Moo-

ren der Hunte-Leda-Niederung und dem Emstal sich ausdehnendes Talsand-

gebiet, in dem flache, grundfeuchte Talsandplatten mit breiten, flachmoorerfüll-

ten Niederungen wechseln. Während auf den feuchten Podsolböden der fla-

chen Sandplatten ausgedehnte Nadelforste mit einzelnen Ackerflächen wech-

seln, sind die Niederungen fast reines Grünland. Die einzigen Ortschaften des 

fast siedlungsfreien Gebietes sind die lockeren randlich liegenden Streusied-

lungen Wippingen und Neu-Dörpen.  

Beim Melstruper Dünen-Talsandgebiet handelt es sich um eine fast vollkom-

men von Flugsand überschüttete Talsandplatte am rechten Rand des Emsta-

les, die im Süden in die kleine, isoliert gelegene Lathener Geestinsel übergeht. 

Ein Wechsel von stark kuppierten Dünenfeldern, flachwelligen Sandplatten 

und breiten, anmoorigen, z.T. in kleine Flachmoore übergehende Niederungen 

charakterisieren diesen Landschaftsraum. Mit Ausnahme der Dünenfelder und 

der südlichen Geestinseln sind die meist stark podsolierten Böden durch 

Grundwassereinfluss feucht. Sie wurden z.T. am Rande des Emstales durch 

eine Eschauflage erhöht. Von den natürlichen feuchten Stieleichen-

Birkenwäldern dieser feuchten Standorte sind nur Überreste anzutreffen. Sie 

sind nach vorübergehender Verheidung von Äckern oder Nadelforsten, in be-

sonders feuchten Lagen von Grünland abgelöst worden. Die Dünenfelder tra-

gen ebenfalls Nadelforste und selbst auf der südlichen Geestinsel nehmen 

diese neben Ackerland verhältnismäßig breiten Raum ein. Hier ersetzen sie 

jedoch meist Buchen-Traubeneichenwälder. Die versumpften, ehemals natürli-

che, anspruchsvollere Erlenbrücher oder selbst Birkenbrücher, selten jedoch 

anspruchsvollere nässeliebende Waldgesellschaften bergenden Niederungen 

sind heute fast reines Grünlandgebiet. Die alten Haufen-Wegedörfer liegen in 

dieser Landschaft fast unabhängig vom Standort am Emstal-Rand auf Geest, 

Dünen, aber auch auf grundfeuchten Talsandplatten. Entscheidend für ihre 

Lage dürfte die Nähe des Emstales und die an dessen Rand verlaufende alte 

Nord-Süd-Verbindungsstraße (heute Bundessstraße 70, Eisenbahn) gewesen 

sein. Das Ackerland liegt hier meist auf alten Eschböden. Das übrige Gebiet ist 

siedlungsarm und wird nur von einigen jungen Streusiedlungen durchsetzt.  

(Quelle: Sophie Meisel; Die naturräumlichen Einheiten auf Blatt 70/71, Cloppenburg/Lingen, 1959) 

 

5.2.2.2 Landschaftsbild 

Das Plangebiet liegt südwestlich der Straße „Püngel“ (K 114) am südöstlichen 

Rand der Ortslage von Wippingen und schließt unmittelbar südwestlich an den 

hier vorhandenen Gewerbestandort an.  

Das Landschaftsbild im Bereich des Plangebietes wird im Nordosten durch die 

vorhandenen gewerblichen Gebäude und Anlagen und im Südwesten durch 

die vorhandenen Waldflächen geprägt. Südöstlich des vorhandenen Gewer-

begebietes schließen sich intensiv ackerbaulich genutzte Flächen an.  

Der vorhandene Gewerbestandort, der über die nordöstlich angrenzende 

Kreisstraße 114 erschlossen ist, wird in südwestliche Richtung durch die vor-
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handenen Waldflächen landschaftlich eingebunden. Mit der vorliegenden Pla-

nung wird nur geringfügig in diese vorhandenen Waldflächen eingegriffen, so 

dass die landschaftliche Einbindung weiterhin durch die verbleibenden Wald-

flächen gesichert ist.  

Die vorhandenen Waldflächen sind als wertvolle Elemente des Landschaftsbil-

des zu bewerten.  

 

5.2.2.3 Boden / Wasserhaushalt / Altlasten 

a) Boden 

Gemäß § 2 BBodSchG übernimmt der Boden natürliche Funktionen als Le-

bensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenor-

ganismen, als wesentlicher Bestandteil des Naturhaushaltes und als Abbau-, 

Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf Grund der  

Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, insbesondere auch zum 

Schutz des Grundwassers. Darüber hinaus erfüllt er Funktionen als Archiv der 

Natur- und Kulturgeschichte sowie verschiedene Nutzungsfunktionen als Roh-

stofflagerstätte, Fläche für Siedlung und Erholung, als Standort für die land- und 

forstwirtschaftliche Nutzung und als Standort für sonstige wirtschaftliche und öf-

fentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- und Entsorgung. 

Gemäß Kartenserver des LBEG (Bodenkarte von Niedersachsen 1 : 50.000) 

ist im überwiegenden Teil der Plangebietsfläche als Bodentyp ein sehr tiefer 

podsolierter Regosol vorherrschend. Lediglich im äußersten nördlichen Teil 

und im äußersten südöstlichen Planbereich ist als Bodentyp ein mittlerer Plag-

genesch unterlagert von Podsol anzusprechen.  

Der Regosol ist ein flachgründiger Boden, der sich in einem frühen Stadium 

der Bodenentwicklung auf kalkfreiem bis kalkarmem Lockermaterial bildet, dies 

ist klassischerweise Sand. Sand kann kaum Wasser und Nährstoffe speichern. 

Von daher sind Regosole Risikostandorte für Trockenstress und Nährstoff-

mangel. Wegen des Einzelkorngefüges von Sand ist das Material sehr erosi-

onsanfällig. Vorteile von Sand sind eine gute Bearbeitbarkeit, Durchwurzelbar-

keit, Durchlüftung und Erwärmbarkeit. Der pH-Wert kann stark schwanken. 

Sobald sich eine Besiedlung mit Pflanzen einstellt, kommt es zur Bildung von 

Humus. Wenn der humose Horizont eine Mächtigkeit von über 2 cm erreicht, 

ist der Boden ein Regosol. 

Der Plaggenesch ist ein fast ausschließlich auf den nordwestdeutschen Raum 

beschränkter Bodentyp, der durch eine über Jahrhunderte durchgeführte 

Plaggendüngung entstand und sich in besonderem Maße durch eine Anreiche-

rung von Humus und Nährstoffen auszeichnet.  

Der Plaggenesch gehört zu den besonders schutzwürdigen Böden aufgrund 

seiner hohen natürlichen Bodenfruchtbarkeit und seiner hohen kulturgeschicht-

lichen Bedeutung. Er besitzt eine besonders hohe Leistungsfähigkeit im Hin-

blick auf die Lebensraumfunktion und besondere Archivfunktionen.  
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Der Plaggenesch ist tiefgründig humos, besitzt ein mittleres Ertragspotenzial, 

ein mittleres Nährstoff- und Wasserspeichervermögen und eine geringe Puf-

ferkapazität. Seine Eigenschaften bezüglich Durchlüftung, Wasserdurchlässig-

keit und Erwärmung werden als gut bewertet. Weiterhin ist er wenig verdich-

tungsempfindlich und besitzt eine hohe Auswaschungsgefährdung.  

(Quelle: www.lbeg.niedersachsen.de) NIBIS 

 

b) Wasserhaushalt 

Innerhalb und angrenzend zum Plangebiet befinden sich keine natürlich oder 

anthropogen entstandenen Oberflächengewässer.  

Gemäß Kartenserver des LBEG (Hydrogeologische Karte von Niedersachsen 

1 : 50.000) liegt im Bereich des Plangebietes eine Grundwasserneubildungsra-

te von 150 – 300 mm im Jahr vor. Das Schutzpotential gilt aufgrund der Be-

schaffenheit der anstehenden Gesteine und ihrer Mächtigkeit im Hinblick auf 

ihr Vermögen, den oberen Grundwasserleiter vor der Befrachtung mit potenzi-

ellen Schadstoffen zu schützen, als „gering“. Das Grundwasser gilt dort als gut 

geschützt, wo gering durchlässige Deckschichten über dem Grundwasser die 

Versickerung behindern und wo große Flurabstände zwischen Gelände und 

Grundwasseroberfläche eine lange Verweilzeit begünstigen.  

Beim Schutzgut Wasser ist ein besonderer Schutzbedarf gegeben, da die 

Grundwasserneubildungsrate im langjährigen Mittel über 200 mm/a liegt.  

(Quelle: www.lbeg.niedersachsen.de) NIBIS 

 

c) Altlasten 

Der Gemeinde Wippingen liegen zurzeit keine Hinweise oder Erkenntnisse vor, 

dass sich im Plangebiet Böden befinden, die erheblich mit umweltgefährden-

den Stoffen belastet sind. Auch im näheren Umfeld des Plangebietes sind Alt-

ablagerungen o.ä. nicht vorhanden. 

 

5.2.2.4 Klima / Luft 

Das Plangebiet liegt klimatisch in der maritimen Flachlandregion und ist der 

grundwasserfernen, ebenen bis welligen Geest zuzuordnen. Mittlere Jahres-

niederschläge von durchschnittlich 650 - 800 mm sind zu erwarten. Die relative 

Luftfeuchte liegt im Mittel bei 83%. Die durchschnittliche Jahrestemperatur ist 

etwa 8.5°C, bei mittleren Jahrestemperaturschwankungen von 15.8°C. 

Die klimatische Wasserbilanz weist einen hohen Überschuss von 300 - 400 

mm im Jahr auf, wobei ein geringes bis sehr geringes Defizit im Sommerhalb-

jahr besteht. Die mittlere Vegetationszeit von etwa 225 Tagen ist relativ lang.  

(Quelle: Karten des Naturraumpotentials von Niedersachsen und Bremen; Bodenkundliche Standortkar-

te, M. 1 : 200.000, Blatt Oldenburg, 1975) 

http://www.lbeg.niedersachsen.de/
http://www.lbeg.niedersachsen.de/
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Im Emsland herrschen westliche Winde vor. Im Herbst und Winter überwiegt 

eine südwestliche und im Frühjahr und Sommer eine westliche bis nordwestli-

che Windrichtung.  

Die Luftqualität gilt im Emsland als vergleichsweise gut bzw. unterscheidet sich 

wenig von anderen ländlichen Gebieten in Niedersachsen. Lokal erzeugte 

Emissionen erreichen die Grenzwerte (nach Technischer Anleitung zur Rein-

haltung der Luft) auch nicht annähernd. Kleinräumige Belastungen durch viel-

befahrene Straßen oder hohe Tierkonzentrationen können aber vorkommen.  

(Quelle: Landschaftsrahmenplan Landkreis Emsland, 2001) 

 

5.2.2.5 Arten und Lebensgemeinschaften 

Heutige potenziell natürliche Vegetation (PNV) 

Nach der Karte der potenziell natürlichen Vegetationslandschaften Nieder-

sachsens auf der Grundlage der Bodenübersichtskarte (1:50.000) würde sich 

das Plangebiet bei einer vom Menschen unbeeinflussten Entwicklung zu ei-

nem Drahtschmielen-Buchenwald des Tieflandes mit Übergängen zum Flatter-

gras-Buchenwald entwickeln.  

Als Baumarten der Sukzessionsphasen oder Begleiter der von der Rot-Buche 

dominierten Schlussgesellschaft kämen Hänge-Birke, Hainbuche, Stiel-Eiche, 

Trauben-Eiche, Zitterpappel, Eberesche und Winterlinde natürlicherweise im 

Plangebiet vor.  

(Quelle: Heutige potenzielle natürliche Vegetationslandschaften Niedersachsens auf Basis der Boden-

kundlichen Übersichtskarte 1 : 50.000, Inform. d. Naturschutz Niedersachsen 2003) 

 

Biotoptypen 

Die Bestandsaufnahme erfolgte auf Grundlage des Kartierschlüssels für Bio-

toptypen in Niedersachsen (Drachenfels, 2021). Der jeweilige Biotopcode ist 

analog dem Kartierschlüssel. Eine kartographische Darstellung erfolgt in der 

Anlage 3. 

Sonstiger Kiefernwald, armer, trockener Sandböden (WKS) 

Der nördliche Teil der Plangebietsfläche stellt sich als sonstiger Kiefernwald, 

armer trockener Sandböden dar. Neben Kiefern sind Eichen und Birken vor-

handen. Vereinzelt kommen Ilex und am Rand Brombeeren vor. Der Wald ist 

zudem moosreich. Diese Waldfläche wird aufgrund ihrer Lage unmittelbar an-

grenzend zum vorhandenen Gewerbegebiet und ihrer Kleinflächigkeit nach 

dem Städtetagmodell mit dem Wertfaktor 4 WF bewertet.  

Gemäß Bebauungsplan Nr. 7 „Haskamps Esch“ festgesetzte Flächen 

Am nordöstlichen Rand greift der vorliegende Bebauungsplan in die Festset-

zungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 7 ein. Der rechtskräftige Be-

bauungsplan setzt in diesem Bereich nicht überbaubare Gewerbegebietsflä-
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chen fest. Im vorliegenden Bebauungsplan ist dieser Bereich als überbaubare 

Gewerbegebietsfläche ausgewiesen.  

Gemäß Bebauungsplan Nr. 8 „Am Eichenkamp I“ festgesetzte Flächen 

Ebenfalls am nordöstlichen Rand greift der vorliegende Bebauungsplan auch 

in die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 8 ein. Der 

rechtskräftige Bebauungsplan setzt in diesem Bereich ebenfalls nicht über-

baubare Gewerbegebietsflächen fest. Im vorliegenden Bebauungsplan ist die-

ser Bereich überwiegend als überbaubare Gewerbegebietsfläche ausgewie-

sen.  

Gemäß Bebauungsplan Nr. 14 „ Erweiterung Haskamps Esch“ festge-

setzte Flächen 

Der überwiegende Teil des vorliegenden Bebauungsplanes ist Bestandteil des 

rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 14. Der rechtskräftige Bebauungsplan 

setzt in diesen Bereichen Gewerbegebietsflächen und Flächen zum Anpflan-

zen und Erhalten von Bäumen und Sträuchern fest. Im vorliegenden Bebau-

ungsplan werden diese Bereiche zum überwiegenden Teil als Gewerbege-

bietsfläche festgesetzt. Am südöstlichen Rand des vorliegenden Geltungsbe-

reichs wird zur landschaftlichen Einbindung ein 10 m breiter Streifen als Fläche 

zum Anpflanzen und Erhalten von Bäumen und Sträuchern ausgewiesen.  

Eichenmischwald armer, trockener Sandböden (WQT) 

Der südwestliche Bereich des vorliegenden Plangebietes stellt sich nach DRA-

CHENFELS (2021) als ein Eichenmischwald artenarmer, trockener Sandböden 

dar. Die Waldfläche ist sehr alt. Neben Eichen kommen auch Ilex, Eberesche 

und Faulbaum vor. Im LRP (2001) des Landkreises Emsland ist der Wald als 

ein alter Laubmischwald auf Dünen mit Stieleichen-Birkenwald und Eichen-

Buchenwald beschrieben und als ein regional schutzwürdiger Bereich gekenn-

zeichnet. Aufgrund seiner Wertigkeit für den Naturhaushalt wird die Fläche 

nach dem Städtetagmodell mit dem Wertfaktor 5 WF bewertet.  

 

Fauna (Artenschutz) 

Situation im Plangebiet 

Zur Beurteilung der Bedeutung des Plangebietes für die Fauna wurde in Ab-

stimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Emsland eine 

spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (UsaP) entsprechend den §§ 44 und 

45 BNatSchG, für die Artengruppen Vögel (Brutvögel) und Fledermäuse 

durchgeführt (s. Anlage 4). Die Brutvögel wurden mittels sieben Begehungen 

während des Frühjahrs und Sommers 2016 und die Fledermäuse in sechs Be-

gehungen zwischen Mai und September 2016 erfasst. Dabei wurde das Plan-

gebiet selbst und das Umfeld in einem 100 m Radius (Untersuchungsgebiet = 

UG) untersucht.  

Zusätzlich zur Untersuchung 2016 wurden, in Abstimmung mit dem Landkreis 

Emsland, im Sommer 2023 zwei Begehungen zur Ergänzung der vorliegenden 

Fauna- und Habitatpotenzialerfassung durchgeführt. Dabei wurde der Schwer-
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punkt auf die Erfassung der, im Vergleich zum Jahr 2016 veränderten Habi-

tatstrukturen gelegt.  

Brutvögel 

Im Rahmen der Erfassung 2016 und den beiden zusätzlichen Begehungen 

2023 wurden im UG 34 Vogelarten festgestellt. Drei dieser Arten stehen in ei-

ner der Gefährdungskategorien und zwei Arten in der Vorwarnliste der Roten 

Liste Niedersachsens/Tiefland West bzw. Deutschlands. Mit dem Star wurde 

2016 eine gefährdete Art in der Vorhabenfläche des BBP Nr. 23 nachgewie-

sen. Da die zwei zusätzlichen Begehungen zur Erfassung der Habitatstruktur 

in 2023 im Juni stattfanden, ist kein vollständiger aktueller Datensatz des Ar-

tinventars vorhanden, der methodisch nach Südbeck et al. erfasst wurde. Da 

sich die Vorhabenfläche aber seit 2016 von der Habitatstruktur und der Umge-

bung her nicht verändert hat, ist die Artenliste aus 2016 mit den Ergänzungen 

aus 2023 als solide Datenbasis anzunehmen, um das Vorhaben artenschutz-

rechtlich zu bewerten. Es befanden sich keine erkennbaren Nester von Groß- 

oder Greifvögeln innerhalb der Vorhabenfläche des BBP Nr. 23. Der nächste 

bekannte Horst befindet sich im südlichen UG von 2016 im Pufferradius. Mit 

dem Grünspecht wurde eine nach BArtSchV streng geschützte Art als Brutvo-

gel im Bereich der Vorhabenfläche des BBP Nr. 23 nachgewiesen. 

Die übrigen mit Revieren erfassten Arten sind überwiegend häufige, anpas-

sungsfähige Vogelarten, das UG stellt aber kein Schwerpunktvorkommen oder 

Dichtezentrum dieser ubiquitären Arten dar. 

Fledermäuse 

Es konnten 2016 fünf Fledermausarten jagend im Untersuchungsgebiet nach-

gewiesen werden. Dabei konzentrierten sich die Kontakte auf Wege und den 

Waldrand sowie den Siedlungsbereich im Nordwesten des Untersuchungsge-

bietes. Es konnten im Bereich der Vorhabenfläche des BBP Nr. 23 Spechthöh-

len entdeckt werden, die geeignete Strukturen als Quartier für baumbewoh-

nende Fledermäuse bieten. Im Süden des 2016 erfassten Bereichs steht eine 

vergleichsweise große Zahl alter Eichen und anderer Altbäume mit verschie-

denen Altersschäden, wie Ausfaulungen und Rindenspalten und damit hohem 

Habitatpotenzial für Fledermäuse und Höhlenbrüter.  

Das Artenspektrum entspricht den, in regelmäßiger Häufigkeit im nordwestdeut-

schen Tiefland angetroffenen Arten.  

Andere artenschutzrechtlich relevante Artengruppen 

Bei der Artengruppe der Säuger (außer den Fledermäusen) lässt sich auf-

grund von Verbreitungsdaten (BfN) und Habitatansprüchen ein Vorkommen 

von gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten im UG oder im Wirkbereich der 

Vorhabenfläche ausschließen. 

Bei der Artengruppe der Reptilien deckt der Verbreitungs-Großraum der in 

Deutschland weit verbreiteten FFH-Anhang-4-Art Zauneidechse (Lacerta agi-

lis) auch die Vorhabenfläche ab. In detaillierter Darstellung der Verbreitung 

(BfN) sind für den relevanten TK-25-Quadranten keine Nachweise von 1990-

2014 erfolgt. Die Art bevorzugt trockene Bereiche mit Mosaiken aus Offenbo-
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den, Versteckmöglichkeiten und niedriger Vegetation (Heideflächen) oder z.B. 

Gleisbetten als sekundärer Lebensraum. Aufgrund der im UG gegebenen Ha-

bitatstrukturen lässt sich ein Vorkommen auch in den Säumen und damit eine 

Notwendigkeit der artenschutzrechtlichen Betrachtung ausschließen. 

Bei der Artengruppe der Amphibien lässt sich aufgrund der Habitatansprüche 

(geeignete Reproduktionsgewässer) ein Vorkommen von gemeinschaftsrecht-

lich geschützten Arten im UG oder im Wirkbereich der Vorhabenfläche aus-

schließen. 

Bei der Artengruppe der Insekten lässt sich aufgrund von Verbreitungsdaten 

(BfN) und Habitatansprüchen ein Vorkommen im UG oder im Wirkbereich der 

Vorhabenfläche ausschließen. Alle Insektenarten des Anhang 4 der FFH-

Richtlinie, die in Niedersachsen verbreitet sind, sind auf spezielle Habitate wie 

z.B. Trockenrasen, Uraltbäume oder ursprüngliche und saubere Gewässer mit 

besonderer Wasserqualität angewiesen, die im UG nicht vorkommen.  

Der faunistische Fachbeitrag ist als Anlage 4 und die Ergänzung als Anlage 5 

der vorliegenden Begründung beigefügt.  

 

5.2.3 Kultur- und sonstige Sachgüter  

Der Gemeinde Wippingen sind im Plangebiet keine Bodendenkmale bzw. kei-

ne sonstigen wertvollen Kultur- oder Sachgüter bekannt. Bauliche Anlagen, die 

dem Denkmalschutz unterliegen könnten, sind nicht vorhanden. 

 

5.3 Nullvariante 

Bei Nichtdurchführung der Planung würden die Waldflächen erhalten bleiben. 

Die festgesetzten Pflanzflächen innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 14 „Has-

kamps Esch“ müssten entsprechend den Festsetzungen des Bebauungspla-

nes hergestellt werden, die bestehenden Betriebe könnten sich am Standort 

nicht erweitern.  

Das Orts- und Landschaftsbild und das bestehende Wirkungsgefüge der 

Schutzgüter von Natur und Landschaft untereinander blieben in der jetzigen 

Form erhalten.  

Die derzeitige Immissionssituation für die nächstgelegenen Wohnnutzungen 

würde unverändert bestehen bleiben.  

Da Kultur- und sonstige Sachgüter im Plangebiet nicht bekannt sind, sind ver-

änderte Auswirkungen bei Nichtdurchführung der Planung nicht zu erwarten.  

 



Gemeinde Wippingen 
Begründung mit Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 23                     - Entwurf -               26 

Büro für Stadtplanung (BegrBP23.doc) 23.10.2023 

5.4 Prognose und Maßnahmen 

Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung 

der Planung (Auswirkungen der Bau- und der Betriebsphase)  

5.4.1 Auswirkungen auf den Menschen / Immissionsschutz 

Bei der Bewertung der Auswirkungen der Planung auf den Menschen ist zu 

unterscheiden zwischen den Auswirkungen, die durch das geplante Baugebiet 

in der Nachbarschaft, d.h. insbesondere an benachbarten Wohnnutzungen, zu 

erwarten sind und den Auswirkungen, die durch vorhandene Immissionen auf 

die geplante Nutzung einwirken. Von Belang sind dabei, bezogen auf das 

Schutzgut Mensch, insbesondere die Wohn- und Arbeits- sowie die Erholungs-

funktionen.  

 

5.4.1.1 Einwirkungen auf das Plangebiet 

Verkehrslärmimmissionen  

Wie bereits beschrieben verläuft mit der Straße „Püngel“ (K 114) die nächstge-

legene Hauptverkehrsstraße ca. 150 m nordöstlich des Plangebiets. Aufgrund 

der Entfernung sind keine unzumutbaren Verkehrslärmeinwirkungen auf das 

Plangebiet zu erwarten. 

Gewerbliche Immissionen 

Nordöstlich des Plangebietes und zum Teil auch im Plangebiet befindet sich 

der Gewerbestandort der Gemeinde Wippingen. In den bestehenden Bebau-

ungsplänen Nr. 7, Nr. 8 und Nr. 14 wurden keine Emissionspegel festgesetzt. 

Da es sich bei den Bebauungsplänen allerdings um Gewerbegebiete handelt 

und im Plangebiet ebenfalls ein Gewerbegebiet festgesetzt werden soll, wird 

davon ausgegangen, dass auf das Plangebiet keine unzumutbaren Immissio-

nen, ausgehend vom bestehenden Standort, einwirken. 

Landwirtschaftliche Geruchsimmissionen 

Aufgrund der im Umfeld des Plangebietes bestehenden Betriebe bzw. Tierhal-

tungsanlagen wurde ein Geruchsimmissionsgutachten erstellt (Anlage 2). Im 

Ergebnis wurde festgestellt, dass der maßgebliche Immissionswert für Geruch 

von 15 % der Jahresstunden im Plangebiet eingehalten bzw. unterschritten 

wird.  

Sonstige Immissionen 

Das Plangebiet befindet sich in der Nähe des Schießplatzes der WTD 91. Von 

dem dortigen Erprobungsbetrieb gehen nachteilige Immissionen, insbesondere 

Schießlärm, auf das Plangebiet aus. Es handelt sich um eine bestandsgebun-

dene Situation mit ortsüblicher Vorbelastung. Für die in Kenntnis dieses Sach-

verhaltes errichteten baulichen Anlagen können gegen die Betreiber des Plat-

zes (WTD 91 Meppen) keinerlei Abwehr- und Entschädigungsansprüche gel-

tend gemacht werden. Es wird empfohlen, den Immissionen durch geeignete 

Gebäudeanordnung sowie durch bauliche Schallschutzmaßnahmen zu be-

gegnen. 
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Weitere sonstige Anlagen (z.B. Sportanlagen), deren Auswirkungen oder de-

ren Belange zu beachten sind, sind im Umfeld des Plangebietes nicht vorhan-

den. Es sind im Plangebiet daher keine sonstigen Beeinträchtigungen im Sin-

ne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB, die von anderen potenziell störenden Anla-

gen ausgehen könnten, zu erwarten.  

 

5.4.1.2 Auswirkungen auf das Wohn- und Arbeitsumfeld 

Gewerbliche Immissionen 

Bauphase  

Während der Bauphase ist insbesondere mit akustischen Auswirkungen und 

im Einzelfall mit Staubemissionen zu rechnen. Solche Immissionen sind re-

gelmäßige Begleiterscheinungen bei der Entwicklung urbaner und gewerb-

lich/industrieller Standorte. Sie sind jedoch während der Entstehungsphase 

(Bautätigkeit, Bauverkehr) unvermeidbar und nur zeitlich begrenzt zu erwarten. 

Zur Vermeidung unzumutbarer Lärmbelastungen ist die „Allgemeine Verwal-

tungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen“ (August 

1970) zu beachten.  

Betriebsphase 

Optisches Erscheinungsbild 

Durch die entstehenden Baukörper ergeben sich für den Menschen optische 

Auswirkungen. Das Plangebiet ist jedoch vom bestehenden Gewerbestandort 

und der dort vorhandenen Bebauung vorgeprägt. Außerdem ist geplant, die 

Anzahl der zulässigen Vollgeschosse im Rahmen der verbindlichen Bauleit-

planung an die umliegend vorhandenen Festsetzungen anzupassen. Erhebli-

che negative Auswirkungen sind daher nicht zu erwarten.  

Das Plangebiet befindet sich zum Teil innerhalb des bestehenden Gewerbe-

standortes und wird nördlich und westlich direkt angrenzend erweitert. Unzu-

mutbare Auswirkungen auf die Nachbarschaft in Folge des Erscheinungsbildes 

(erdrückende Wirkung) oder die Verschattung durch Baukörper sind somit 

ebenfalls nicht anzunehmen.  

Lärmimmissionen (Anlage 1) 

Durch die Ausweitung des Gewerbegebietes und die damit verbundene ge-

werbliche Nutzung der Flächen im Plangebiet sind für den Menschen insbe-

sondere Auswirkungen aufgrund von Lärmeinwirkungen möglich. 

Zur Bewertung der Lärmimmissionen, die durch die geplante Nutzung in der 

Nachbarschaft des Plangebietes hervorgerufen werden, ist vom Büro für 

Lärmschutz ein schalltechnischer Bericht gemäß der DIN 18005-1 „Schall-

schutz im Städtebau“ i.V. mit der DIN 45691 „Geräuschkontingentierung“ erar-

beitet worden (Anlage 1).  

In diesem schalltechnischen Bericht wurde zunächst die Vorbelastung durch 

die vorhandenen Gewerbegebietsflächen bzw. durch gewerbliche Anlagen be-

trachtet. Für die Gewerbeflächen sind in den textlichen Festsetzungen der Be-
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bauungspläne Nr. 7, Nr. 8 und Nr. 14 keine Geräuschkontingente festgesetzt 

worden. Es wird aber davon ausgegangen, dass durch diese Vorbelastung die 

für die nächstgelegene Wohnbebauung außerhalb der Gewerbegebietsflächen 

erlaubten Immissionswerte bereits ausgeschöpft werden.  

Gemäß TA-Lärm ist in der Regel ein Immissionsbeitrag als nicht relevant an-

zusehen, wenn die Zusatzbelastung die Immissionsrichtwerte an den maßgeb-

lichen Immissionsorten um mindestens 6 dB unterschreitet. 

Die nächstgelegenen Wohnnutzungen außerhalb von Gewerbegebieten liegen 

in ca. 54 m Entfernung westlich (Waldstraße IP 04) und ca. 60 m nördlich (Ei-

chenstraße IP 03) des Plangebietes im allgemeinen Wohngebiet. Diese 

Wohnnutzungen stellen die maßgebliche Bebauung dar, auf die sich das ge-

plante Gewerbegebiet auswirken könnte. 

Die schalltechnische Beurteilung kommt zu dem Ergebnis, dass unter Berück-

sichtigung der empfohlenen Emissionskontingente eine Ausweisung als Ge-

werbegebiet möglich ist. Die Kontingente werden so bemessen, dass an den 

nächstgelegenen Immissionspunkten die Immissionsrichtwerte der TA Lärm 

tags und nachts um mindestens 6 dB unterschritten werden. Damit wird durch 

die Erweiterungsfläche unter Berücksichtigung der Emissionskontingente kein 

relevanter Beitrag zur Gesamtlärmbelastung geleistet.  

Gemäß dem Gutachten können für verschiedene Richtungssektoren Zusatz-

kontingente zugelassen werden. Diese wurden vom Gutachter so bemessen, 

dass die Immissionsrichtwerte an den entsprechenden Immissionsorten einge-

halten bzw. ausgeschöpft werden.  

Die errechneten Emissionskontingente werden mit den richtungsabhängigen 

Zusatzkontingenten festgesetzt. An den maßgeblichen Immissionsorten sind 

daher keine Beeinträchtigungen durch gewerbliche Lärmimmissionen zu er-

warten. 

Sonstige gewerbliche Immissionen 

Sonstige Immissionen (z.B. durch Licht, Strahlung, Erschütterungen) sind in 

erheblichem Umfang aus dem Plangebiet nach gegenwärtigem Kenntnisstand 

nicht zu erwarten. Da solche Immissionen bei Gewerbebetrieben in der Regel 

nur im Einzelfall auftreten, können sie sinnvoll aber auch ausreichend auf der 

Ebene der Anlagengenehmigung beurteilt werden. 

 

5.4.1.3  Erholungsfunktion 

Die Umgebung des Plangebietes wird bereits derzeit durch die vorhandene 

gewerbliche Bebauung geprägt (Visuelle Beeinträchtigungen) und ist in Bezug 

auf mögliche Immissionen vorbelastet. Aufgrund der Lage der nördlichen und 

westlichen Erweiterungsflächen direkt angrenzend zum bestehenden Gewer-

bestandort ist die Naherholungsfunktion der Erweiterungsflächen von nur ge-

ringer Bedeutung. 
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5.4.1.4 Risiken für die menschliche Gesundheit 

Das Plangebiet befindet sich weder innerhalb des Achtungsabstandes von Be-

triebsbereichen nach der Störfall-Verordnung - 12. Bundesimmissionsschutz-

verordnung (12. BImSchV), noch sind im Plangebiet derartige Betriebe vorge-

sehen. Es ist daher nicht davon auszugehen, dass es durch die vorliegende 

Planung zu einer Zunahme der Gefährdung der Bevölkerung kommt. 

 

5.4.2 Auswirkungen auf Natur und Landschaft / Vermeidungs- und Kom-
pensationsmaßnahmen 

5.4.2.1 Landschaftsbild / Ortsbild 

Bauphase 

Während der Bauphase ist mit Beeinträchtigungen durch Baumaschinen bzw. 

Baugeräten oder -hilfsmitteln wie z.B. Baukränen oder auch Baugerüsten zu 

rechnen. Auch durch die Lagerung verschiedener Baumaterialien kann es zu 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes kommen. Diese Beeinträchtigungen 

sind jedoch regelmäßige Begleiterscheinungen bei der Erschließung und Ent-

wicklung derartiger Baugebiete. Sie sind während der Entstehungsphase 

(Bautätigkeit) unvermeidbar und auch zeitlich begrenzt zu erwarten.  

Betriebsphase 

Das Landschaftsbild im Bereich des Plangebietes weist keine besondere Be-

deutung hinsichtlich Vielfalt, Eigenart und Schönheit auf. Auch in seiner Erho-

lungseignung ist das Plangebiet durch die angrenzenden Gewerbegebietsflä-

chen und die südöstlich davon vorherrschende intensive landwirtschaftliche 

Nutzung stark eingeschränkt. Wertvolle Elemente des Landschaftsbildes sind 

jedoch die vorhandenen Waldflächen. Der im südwestlichen Randbereich be-

stehende Wald wird nur in geringem Maße durch die Planung in Anspruch ge-

nommen. Im nördlichen Teil des vorliegenden Geltungsbereichs wird ein Kie-

fernwald zugunsten einer gewerblichen Baufläche überplant.  

Diese für das Landschaftsbild prägenden Waldstrukturen werden jedoch nur in 

geringem Maße in Anspruch genommen. So verbleibt im nördlichen Geltungs-

bereich zwischen dem Wohngebiet an der Waldstraße und der Gewerbege-

bietsfläche eine ausreichend breite Waldfläche, die die Funktion einer Puffer-

zone übernehmen kann und gleichzeitig die landschaftliche Einbindung sowohl 

des künftigen Gewerbegebietes als auch des bestehenden Wohngebietes si-

cherstellt.  

Das Plangebiet soll zukünftig als Gewerbegebiet genutzt werden.  

Der Eingriff in das Landschaftsbild wird in erster Linie durch die Rodung der in 

Anspruch genommenen Waldflächen, durch die künftig entstehenden Baukör-

per und durch die damit verbundene großflächige Versiegelung hervorgerufen.  

Aufgrund der Kleinflächigkeit der in Anspruch genommenen Waldflächen und 

dem damit verbundenen Erhalt der bestehenden Waldfunktionen im verblei-

benden Wald wird die vorliegende Erweiterung des vorhandenen Gewerbe-
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standortes als städtebaulich sinnvoll bewertet und an diesem Standort insge-

samt keine erhebliche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes verursacht.  

Die im Plangebiet nicht ausgleichbaren Eingriffe in Natur und Landschaft sol-

len, unter Berücksichtigung des Niedersächsischen Waldgesetzes (NWaldLG), 

außerhalb des Plangebietes auf entsprechenden Kompensationsflächen er-

setzt werden. 

 

5.4.2.2 Fläche / Boden / Wasser 

Fläche 

Es wird eine Fläche in der Größe von ca. 2,3 ha überplant. Von dieser Fläche 

ist jedoch bereits ein Anteil von 1,4 ha Bestandteil rechtskräftiger Bebauungs-

pläne. Durch die Planung wird der vorhandene Gewerbestandort städte-

baulich sinnvoll erweitert und ergänzt. Bereits baulich genutzte Flächen bzw. 

Baulücken stehen in Wippingen für eine gewerbliche Bebauung nicht zur Ver-

fügung. 

Boden/Wasser 

Bauphase 

Durch die Überplanung der Waldflächen, insbesondere durch die Beseitigung 

des Baumbestandes und durch die künftige Versiegelung gehen bestehende 

Bodenfunktionen, wie z.B. Filter- und Produktionsfunktionen, verloren.  

Die Überplanung dieses Waldbestandes stellt eine erhebliche Beeinträchti-

gung dar.  

Diese, aufgrund der Größe der versiegelbaren Fläche und der Überplanung 

von Waldflächen verursachten erheblichen Beeinträchtigungen des Bodens 

müssen durch externe Kompensationsmaßnahmen bzw. Ersatzaufforstungen 

kompensiert bzw. ausgeglichen werden.  

Im Bereich der Plangebietsfläche können sich Beeinträchtigungen für die 

Schutzgüter Boden und Wasser durch das Freimachen der Baufelder und das 

damit verbundene Abschieben des vorhandenen Oberbodens sowie durch 

evtl. kurzzeitig erforderliche Wasserhaltungsmaßnahmen ergeben. Die Beein-

trächtigungen sind jedoch regelmäßige Begleiterscheinungen bei der Erschlie-

ßung und Entwicklung derartiger Baugebiete. Die mit der vorliegenden Pla-

nung verursachten Beeinträchtigungen für das Schutzgut Boden werden durch 

entsprechende externe Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen und kom-

pensiert.  

Mit der zukünftig möglichen Bebauung geht darüber hinaus Versickerungsflä-

che verloren. Die Grundwasserneubildung wird in diesen überbauten Abschnit-

ten generell verringert.  

Da im angrenzend vorhandenen Gewerbegebiet das anfallende Oberflächen-

wasser auf den privaten Grundstücken versickert wird und die Bodenverhält-

nisse im vorhandenen Gewerbegebiet gemäß der Bodenkarte den Bodenver-

hältnissen im vorliegenden Geltungsbereich entsprechen, soll das anfallende 



Gemeinde Wippingen 
Begründung mit Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 23                     - Entwurf -               31 

Büro für Stadtplanung (BegrBP23.doc) 23.10.2023 

Oberflächenwasser auch im vorliegenden Plangebiet dezentral versickert wer-

den.  

Betriebsphase 

Der Eingriff in den Boden- und Wasserhaushalt wird in erster Linie durch die 

künftige Versiegelung hervorgerufen. Mit der Versiegelung der vorhandenen 

Waldflächen gehen bestehende Bodenfunktionen wie z.B. Filter- und Puffer-

funktionen verloren.  

Die verbleibenden Freiflächen innerhalb der künftigen Gewerbefläche können 

nur zu einem geringen Anteil zur Kompensation der Eingriffe in das Schutzgut 

Boden beitragen. Die aufgrund der Größe der versiegelbaren Fläche und der 

Überplanung einer Waldfläche verursachten erheblichen Beeinträchtigungen 

des Bodens müssen durch externe Kompensationsmaßnahmen bzw. Ersatz-

aufforstungen kompensiert bzw. ausgeglichen werden.  

Mit der zukünftig möglichen Bebauung geht darüber hinaus Versickerungsflä-

che verloren. Die Grundwasserneubildung wird in diesen überbauten Abschnit-

ten generell verringert.  

Da die vorherrschenden Bodenverhältnisse eine vollständige Versickerung des 

anfallenden Oberflächenwassers zulassen, können durch den vollständigen 

Verbleib des Oberflächenwassers innerhalb der Plangebietsfläche erhebliche 

Beeinträchtigungen des Schutzgutes Wasser vermieden werden.  

Dem besonderen Schutzbedarf des Schutzgutes Wasser wird durch die voll-

ständige Versickerung des Oberflächenwassers innerhalb des Plangebietes 

und dem damit verbundenen weitgehenden Erhalt der Grundwasserneubil-

dungsrate ausreichend Rechnung getragen.  

Durch die Bereitstellung externer Kompensationsflächen, die u.a. als Ersatz-

aufforstungsflächen hergerichtet werden, werden sich zusätzlich positive Aus-

wirkungen für das Schutzgut Wasser ergeben, sodass insgesamt durch die 

Planung keine erheblichen negativen Beeinträchtigungen verbleiben.  

 

5.4.2.3 Klima / Luft 

Bauphase 

In der Bauphase wird sich kurzzeitig z.B. für die Anlieferung von Baustoffen 

und für die notwendigen Bauarbeiten ein erhöhtes Verkehrsaufkommen ein-

stellen. Dieses kann grundsätzlich den Klimawandel begünstigen. Aufgrund 

der Kleinflächigkeit des Plangebietes sind hier erhebliche Auswirkungen auf 

das Klima jedoch nicht zu erwarten.  

Betriebsphase 

Der durch das eigene Bestandsinnenklima des Waldes hervorgerufene Luft-

austausch (Frischluftproduktionsstätte) wird mit der Beseitigung der Waldflä-

chen reduziert. Durch die Versiegelung des Bodens und dem damit verbunde-

nen Verlust an Vegetationsfläche kommt es kleinräumig zu einer größeren und 

schnelleren Erwärmung.  
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Die innerhalb des Plangebietes verbleibenden Freiflächen leisten ihren, wenn 

auch nur kleinflächigen Beitrag zur Erhaltung der örtlichen und regionalen Kli-

maverhältnisse. Darüber hinaus erfolgt auf externen Kompensationsflächen 

eine Neuaufforstung. Diese geplanten Aufforstungsmaßnahmen, in erster Linie 

zum Ausgleich der Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden, führen auch 

zu einer Aufwertung für das Schutzgut Klima/Luft. Insgesamt verbleiben somit 

keine erheblichen Beeinträchtigungen.  

 

5.4.2.4 Arten und Lebensgemeinschaften 

Der Eingriff in das Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften wird im We-

sentlichen durch die Überplanung einer Kiefernwaldfläche verursacht.  

Artenschutzprüfung 

Die Regelungen des Bundesnaturschutzgesetzes zum speziellen Artenschutz 

unterscheiden zwischen besonders geschützten Arten und streng geschützten 

Arten, wobei alle streng geschützten Arten zugleich zu den besonders ge-

schützten Arten zählen (d.h. die streng geschützten Arten sind eine Teilmenge 

der besonders geschützten Arten). 

Welche Arten zu den besonders geschützten Arten bzw. den streng geschütz-

ten Arten zu rechnen sind, ist in § 7 Abs. 2 Nrn. 13 und 14 BNatSchG geregelt: 

• besonders geschützte Arten:  

a) Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang A oder Anhang B der Verord-

nung (EG) Nr. 338/97 des Rates vom 9. Dezember 1996 über den 

Schutz von Exemplaren wildlebender Tier- und Pflanzenarten durch 

Überwachung des Handels (Abl. L 61 vom 3.3.1997, S. 1, L 100 vom 

17.4.1997, S. 72, L 298 vom 1.11.1997, S. 70, L 113 vom 27.4.2006, S. 

26), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 318 / 2008 (Abl. L 95 

vom 8.4.2008, S. 3) geändert worden ist, aufgeführt sind,  

b) Nicht unter Buchstabe a fallende  

aa) Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG 

aufgeführt sind,  

bb) europäische Vogelarten,  

c) Tier- und Pflanzenarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 

Absatz 1 aufgeführt sind; 

 

• streng geschützte Arten:  

besonders geschützte Arten, die 

a) in Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97, 

b) in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG, 

c) in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 2  

aufgeführt sind; 
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Den europäischen Vogelarten – das sind alle einheimischen Vogelarten – 

kommt im Schutzregime des § 44 Abs. 1 BNatSchG eine Sonderstellung zu: 

Gemäß den Begriffsbestimmungen zählen sie zu den besonders geschützten 

Arten, hinsichtlich der Verbotstatbestände sind sie jedoch den streng ge-

schützten Arten gleichgestellt. Weiterhin sind einzelne europäische Vogelarten 

über die Bundesartenschutzverordnung oder Anhang A der EG-Verordnung 

338/97 als streng geschützte Arten definiert. 

 

• Ausnahme- und Befreiungsmöglichkeiten 

Gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG können im Einzelfall von den nach Landesrecht 

zuständigen Behörden weitere Ausnahmen von den Verboten des § 44 Abs. 1 

BNatSchG zugelassen werden. Dies ist u. a. aus zwingenden Gründen des 

überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer und wirt-

schaftlicher Art möglich. 

Eine Ausnahme darf jedoch nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alterna-

tiven nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen ei-

ner Art nicht verschlechtert, soweit nicht Artikel 16 Abs. 1 der Richtlinie 

92/43/EWG weitergehende Anforderungen enthält.  

 

Bauphase 

Während der Bauphase kann es insbesondere durch die Bodenarbeiten sowie 

den Baustellenverkehr und den damit verbundenen Störungen durch Verlär-

mung, Lichtemissionen und optische Störreize zu Beeinträchtigungen für die 

Fauna kommen und Individuen können verletzt oder getötet werden. Um diese 

Störungen bzw. Beeinträchtigungen für die Fauna des Gebietes zu vermeiden, 

dürfen die Bauflächenvorbereitungen und die Gehölzentfernung nur außerhalb 

des Zeitraums vom 1. März bis zum 30. September erfolgen.  

 

Artenschutzrechtliche Prüfung 

Brutvögel 

Aufgrund der unmittelbaren und langjährig bestehenden Nähe zu Gewerbege-

biet und Siedlung und damit zu Menschen, Fahrzeugen und Lärm, besteht ei-

ne Vorprägung bzw. Gewöhnung der im UG lebenden Arten. 

Der Vorhabenfläche selbst kommt keine besondere Bedeutung für Brutvögel 

zu. Der überwiegende Teil der in/an der Vorhabenfläche erfassten Arten - 

auch die in einer der Gefährdungskategorien geführte Art Star ist weit verbrei-

tet und häufig. Alle weiteren gefährdeten Brutvogelarten wurden 2016 nicht in 

der Vorhabenfläche und der unmittelbaren Umgebung erfasst. Trotzdem stellt 

die für das geplante Vorhaben notwendige Baufeldräumung innerhalb der Vor-

habenfläche eine erhebliche Beeinträchtigung im Sinne der Eingriffsregelung 

für die dort vorkommenden Brutvogelarten dar. Vögel (besonders Eier und 

Jungtiere), die sich in Nestern befinden, können bei den Arbeiten zur Baufeld-
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vorbereitung verletzt oder getötet werden, wodurch ein Verbotstatbestand 

nach den Zugriffsverboten des § 44 BNatSchG zutrifft.  

Baubedingte Störungen durch Schallimmissionen und visuelle Wahrnehmung 

sind aufgrund der Vorbelastung durch Immissionen benachbarter Siedlungstei-

le im Norden und dem Gewerbegebiet im Osten der Vorhabenfläche nicht zu 

erwarten. Nördlich, südlich und westlich der Vorhabenfläche finden sich identi-

sche Habitate in die von Immissionen gestörte Individuen der Vorhabenfläche 

ausweichen können. Weiterhin entsteht durch die dauerhafte Inanspruchnah-

me von Lebensräumen durch die Baufeldvorbereitung, Bebauung ein Verlust 

von Lebensstätten im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG. 

Zur Vermeidung der Erfüllung des Verbotstatbestandes gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 

1 BNatSchG (Tötung) werden folgende Maßnahmen notwendig:  

 Die Baufeldräumung und Gehölzentfernung hat außerhalb des Zeitrau-

mes 1. März bis zum 30. September (Allgemeiner Schutz wildlebender 

Tiere und Pflanzen gem. § 39 BNatSchG) zu erfolgen (Bauzeitenbe-

schränkung). 

 Erfolgen die Baufeldräumung und Gehölzentfernung während der Brut-

zeit, hat vor Beginn der Arbeiten zur Vermeidung der Erfüllung des Ver-

botstatbestandes gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Tötung) für brü-

tende Vogelarten eine Überprüfung auf Nester bzw. nistende Brutvögel 

im Vorhabenbereich durch eine ökologische Baubegleitung zu erfolgen.  

 

Bei euryöken, landes- und bundesweit ungefährdeten und ubiquitären Arten, 

wie z.B. Amsel, Singdrossel oder Mönchsgrasmücke sind vorhabenbedingt 

keine populationsrelevanten Beeinträchtigungen zu erwarten. Auch die ge-

fährdeten Arten Gartengrasmücke, Grauschnäpper und Star sind Kulturfolger 

und Immissionen einer Siedlung gegenüber tolerant. Ebenso verhält es sich 

mit dem Grünspecht (streng geschützt nach BArtSchV). 

In Bezug auf die in Distanz zur Vorhabenfläche erfassten streng geschützten 

Arten Waldkauz und Waldohreule sind vorhabenbedingt Störungen durch bau-

zeitliche Schallimmissionen und visuelle Wahrnehmung möglich aber unwahr-

scheinlich, da durch die Vorbelastung durch das bestehende Gewerbegebiet 

Gewöhnungseffekte zu erwarten sind. Die Reviere befanden sich 2016 west-

lich der Vorhabenfläche in etwa 100 m (Waldkauz) und 300 m Distanz zur 

Vorhabenfläche (Waldohreule). Unter Berücksichtigung der bereits vorhande-

nen Vorbelastung in Form der Geräuschkulisse durch die Siedlung, den Stra-

ßenverkehr und Passanten sind daher keine populationsrelevanten Auswir-

kungen zu erwarten. 

Für die im UG erfassten Brutvogelarten, die in einer der Gefährdungskatego-

rien gelistet sind, wurde auch in der überplanten Waldfläche ein Brutverdacht 

ausgesprochen (Star). Von einem Lebensstättenverlust muss für die Art und 

alle weiteren Gehölzbrüter in dem Bereich ausgegangen werden.  

Für alle weiteren Arten einer Gefährdungskategorie ändert sich die Habi-

tatstruktur nicht. Auch Scheucheffekte, die in der Bau- oder Betriebsphase zu 
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erwarten sind, erreichen durch Vorbelastung (Gewöhnung) und Abstand keine 

populationsrelevante Erheblichkeit. 

Zur Vermeidung der Erfüllung des Verbotstatbestandes gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 

3 BNatSchG (Lebensstättenverlust) werden folgende Maßnahmen notwendig:  

 Als kurzfristiger Ausgleich für den Verlust von Brutplätzen von Gehölz-

brütern sind Höhlenbrüternistkästen (10 Kästen Star, Schlupfloch-

durchmesser 45 mm und 10 Kästen Blaumeise/Sumpfmeise, Schlupf-

lochdurchmesser 26 mm) in der nicht überplanten Umgebung (ab etwa 

50 m Abstand zum Baufeld in geeigneten Gehölzstrukturen) anzubrin-

gen. Es muss darauf geachtet werden, dass die Kästen den jeweiligen 

Bedürfnissen der Arten entsprechen.  

 

Fledermäuse 

Eine Nutzung geeigneter Leitstrukturen im UG ist durch die Erfassungsergeb-

nisse von 2016 nachgewiesen. Die für das geplante Vorhaben notwendige 

Baufeldvorbereitung betrifft die in der Vorhabenfläche wachsenden Gehölze. 

Die dort angetroffene Waldstruktur entspricht zum größten Teil Wirtschafts-

wald, der ökologisch und von der Habitatbaumausstattung weniger Eignung für 

Fledermäuse aufweist, als z.B. der lichte, alte Laubwald südlich der Vorhaben-

fläche. Ein kleinerer Teil des Waldes auf der Vorhabenfläche setzt sich aus un-

terschiedlich alten Laubbäumen zusammen, was gerade im Zusammenhang 

des dort verlaufenden Waldwegs ein hochwertiges Jagdgebiet darstellt. In 

Nutzung befindliche Quartiere wurden 2016 nicht nachgewiesen, aber es muss 

davon ausgegangen werden, dass sich im Jahresverlauf an jeglicher geeigne-

ten Struktur temporär Quartiere bilden und sich nach einer Nutzungsphase 

wieder auflösen. Eine erhebliche Beeinträchtigung liegt nach Breuer (1994) 

dann vor, wenn ein Quartier, ein Nahrungsgebiet oder eine Flugstraße von den 

Fledermäusen nicht mehr in dem Maße genutzt werden kann, wie dies ohne 

die Umsetzung des Vorhabens der Fall wäre. Ein Verlust von Lebensstätten 

nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist daher nicht auszuschließen. Dies betrifft 

ebenso die vorhabenbedingte Tötung im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 1 

BNatSchG, da diese in Bezug auf die Vorhabenwirkungen besonders im Be-

reich von Quartieren eintreten kann. Populationsrelevante Störungen und Ha-

bitatverluste durch Störungen durch bau-, anlage- und betriebsbedingte Wir-

kungen sind durch die Vorbelastung durch die nördlich der Vorhabenfläche 

liegende Siedlung und das östlich angrenzend bestehende Gewerbegebiet 

nicht zu erwarten.  

Zur Vermeidung der Erfüllung des Verbotstatbestandes gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 

1 BNatSchG (Tötung) werden folgende Maßnahmen notwendig: 

 Die Baufeldräumung und Gehölzentfernung hat außerhalb des Zeitrau-

mes 1. März bis zum 30. September (Allgemeiner Schutz wildlebender 

Tiere und Pflanzen gem. § 39 BNatSchG) zu erfolgen (Bauzeitenbe-

schränkung). 
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 Erfolgen die Baufeldräumung und Gehölzentfernung während der 

Hauptaktivitätszeit der Baumquartiere bewohnenden Fledermausarten 

(01.03. bis 30.09.), hat vor Beginn der Arbeiten zur Vermeidung der Er-

füllung des Verbotstatbestandes gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 

(Tötung) eine endoskopische Überprüfung auf potenziell in Baumquar-

tieren befindliche Fledermäuse im Vorhabenbereich durch eine ökologi-

sche Baubegleitung zu erfolgen. 

Bei gebäudebewohnenden, kulturfolgenden Arten wie der Breitflügel- und der 

Zwergfledermaus sind keine populationsrelevanten Beeinträchtigungen durch 

anlage- und betriebsbedingte Vorhabenwirkungen zu erwarten. Ebenso beim 

Großen Abendsegler, dessen Flugaktivität sich im strukturierten Raum auf 

Luftschichten oberhalb der Baumwipfel beschränkt, die nur in geringerem Maß 

von bodennahen Emissionen wie Licht und Schall beeinflusst sind. Bei den Ar-

ten Rauhaut- und Kleiner Bartfledermaus ist von Störungen und einer damit 

verbundenen Meidung der, durch Beleuchtung und Schallemissionen betroffe-

nen Bereiche, auszugehen, da sich ihre Jagdflüge unmittelbar entlang der ge-

planten Vorhabenfläche erstrecken (westliche Gehölzränder am Waldweg).  

Zur Vermeidung der Erfüllung des Verbotstatbestandes gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 

2 BNatSchG (Störung) werden folgende Maßnahmen notwendig: 

 Reduzierung der Wege- und Außenbeleuchtung an den Vorhabenflä-

chenanteilen, die dem Waldweg zugewandt sind, auf ein Minimum.  

 Wahrung eines ausreichenden Puffers zwischen Bebauung und den 

Jagdgebieten. Ca. 5 m sind ausreichend, da die Fledermäuse nur in der 

unmittelbaren Umgebung der Gehölze erfasst wurden.  

 Sofern die erheblichen Beeinträchtigungen nicht vermieden bzw. ver-

mindert werden können, sind diese zu kompensieren, d.h. es darf nach 

Beendigung des Eingriffes keine erhebliche Beeinträchtigung der be-

trachteten Arten zurückbleiben (siehe auch folgenden Absatz zu § 44 

Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Lebensstättenverlust)). 

Von einem Lebensstättenverlust nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (überplan-

tes Jagdgebiet, potenzielle Quartierstätten in den Gehölzen) der im Bereich 

der Vorhabenflächenteile und UG erfassten Arten ist auszugehen.  

Zur Vermeidung der Erfüllung des Verbotstatbestandes gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 

3 BNatSchG (Lebensstättenverlust) werden folgende Maßnahmen notwendig: 

 Für den Verlust des Jagdgebietes und des Quartierpotenzials sind Kom-

pensationsmaßnahmen möglichst in angrenzenden Flächen oder Flä-

chen in naher Umgebung notwendig. Hierzu sollten Hecken und Baum-

reihen in der nahen Umgebung durch Lückenschließungen mit heimi-

schen Baum- und Wildsträucherarten aufgewertet werden. Diesem 

Sachverhalt wird durch die festgesetzten Flächen zum Anpflanzen und 

Erhalten von Bäumen und Sträuchern am südlichen und am nordwestli-

chen Plangebietsrand entsprochen.  
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 Als kurzfristiger Ausgleich für den Verlust von Fledermausquartieren 

sind 10 Fledermaushöhlen (selbstreinigende Kleinfledermaushöhle aus 

Holzbeton) in der Umgebung (ab etwa 50 m Abstand zum Baufeld in 

geeigneten Gehölzstrukturen) anzubringen. 

Der faunistische Fachbeitrag ist als Anlage 4 und die Ergänzung als Anlage 5 

der vorliegenden Begründung beigefügt.  

 

5.4.2.5 Wirkungsgefüge 

Die o.g. Schutzgüter stehen in Beziehung zueinander. Die getroffenen Fest-

setzungen und Maßnahmen können daher auf das eine Schutzgut positive, auf 

das andere jedoch negative Auswirkungen haben. Nachfolgend wird das aus 

der vorliegenden Planung resultierende Wirkungsgefüge beschrieben.  

Mit der Planung gehen im Wesentlichen Waldflächen verloren.  

Das Landschaftsbild wird vor allem durch die künftige Bebauung verändert. 

Durch die Versiegelung werden die Grundwasserneubildung und damit auch 

die Verdunstungsrate reduziert. Die derzeitigen Waldflächen stehen nicht mehr 

als Nahrungs- und Lebensraum für die Fauna des Gebietes zur Verfügung.  

Unter Berücksichtigung der Lage der Plangebietsfläche im und angrenzend 

zum bestehenden Gewerbestandort, der mit der Planung städtebaulich sinn-

voll erweitert wird, sind erhebliche Beeinträchtigungen des Orts- und Land-

schaftsbildes jedoch nicht zu erwarten. Der Verlust von Waldflächen und deren 

Funktionen für das Schutzgut Klima/Luft wird durch die Neuanlage von Wald 

auf externen Kompensationsflächen ausgeglichen, dieses wirkt sich auch posi-

tiv auf alle übrigen Schutzgüter aus.  

Insgesamt wird daher mit der vorliegenden Planung das Wirkungsgefüge der 

Schutzgüter von Natur und Landschaft aufgrund der vorgesehenen Maßnah-

men nicht erheblich beeinträchtigt. 

 

5.4.2.6 Risiken für die Umwelt 

Mit der Festsetzung eines Gewerbegebiets am vorliegenden Standort und der 

damit verbundenen geplanten Unterbringung von nicht erheblich belästigen-

den Gewerbebetrieben sind Betriebe, die ein erhöhtes Unfall- und Katastro-

phenrisiko beinhalten, eher unwahrscheinlich. Eine Prüfung erfolgt auf der 

Ebene der Anlagengenehmigung.  

 

5.4.3 Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter /  
 Risiken für das kulturelle Erbe 

Im Plangebiet sind keine Objekte von kulturgeschichtlicher Bedeutung oder 

sonstige wertvolle Sachgüter bekannt.  

In den Bebauungsplan wird folgender Hinweis aufgenommen: 
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„Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten jedoch ur- oder frühge-

schichtliche Bodenfunde gemacht werden, sind diese unverzüglich einer 

Denkmalschutzbehörde, der Samtgemeinde oder einem Beauftragten für die 

archäologische Denkmalpflege anzuzeigen (§ 14 Abs. 1 NDSchG). Die Untere 

Denkmalschutzbehörde des Landkreises Emsland ist telefonisch unter der 

Rufnummer (05931) 44-0 zu erreichen.  

Bodenfunde und Fundstellen sind bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der 

Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, 

wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten 

gestattet (§ 14 Abs. 2 NDSchG).“ 

 

5.4.4 Wechselwirkungen  

Bei der Prüfung der Wechselwirkungen ist entsprechend den Anforderungen 

von § 1 (6) Nr. 7 i BauGB das übergreifende Verhältnis zwischen Naturhaus-

halt und Landschaft, den Menschen sowie den Sach- und Kulturgütern, soweit 

sich diese durch die Planung wechselseitig beeinflussen, zu erfassen.  

Wie aus den vorangegangenen Kapiteln hervorgeht, entstehen durch die Pla-

nung, insbesondere bei Berücksichtigung der Maßnahmen zur Vermeidung, 

Verringerung und zum Ausgleich von Beeinträchtigungen auf den überwiegen-

den Teil der zu betrachtenden Bestandteile der Umwelt keine erheblichen ne-

gativen Auswirkungen.  

Mit der vorliegend geplanten Erweiterung eines Gewerbestandortes entstehen 

somit keine neuen weitergehenden Beeinträchtigungen zwischen den Belan-

gen des Umweltschutzes (Naturhaushalt und Landschaft, Mensch, Sach- und 

Kulturgüter) die sich so auswirken, dass negative Rückwirkungen zu erwarten 

wären. Erhebliche Wechselwirkungen treten damit nicht auf. 

 

5.4.5 Kumulierung mit Auswirkungen anderer Vorhaben /  
   benachbarter Plangebiete 

Das Plangebiet befindet sich südwestlich im und angrenzend zum bestehen-

den Gewerbestandort der Gemeinde Wippingen. Durch die dort ansässigen 

bzw. möglichen Nutzungen ist im Plangebietsbereich, insbesondere hinsicht-

lich möglicher Lärmemissionen, eine Vorbelastung gegeben. Durch die vorlie-

gende Planung ist mit weiteren Lärmemissionen zu rechnen.  

Im vorliegenden Fall wurde für das Plangebiet eine schalltechnische Untersu-

chung unter Berücksichtigung der Vorbelastung durchgeführt (Anlage 1, 

schalltechnischer Bericht). Ergebnis dieser Untersuchung ist, dass unter Be-

rücksichtigung der vorgeschlagenen Emissionskontingente und den Zusatz-

kontingenten in Abhängigkeit der Richtungssektoren im Plangebiet sicherge-

stellt werden kann, dass sich aus der Zusatzbelastung für die maßgeblichen 

Immissionspunkte keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen ergeben. Eine 

Kumulierung mit Auswirkungen benachbarter Gebiete ergibt sich somit nicht. 
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5.4.6 Berücksichtigung fachgesetzlicher Vorschriften 

5.4.6.1 Schutzgebiete i.S.d. BNatSchG / FFH-Gebiet (Natura 2000) 

Für das Plangebiet sind gemäß den Umweltkarten von Niedersachsen des Mi-

nisteriums für Umwelt, Energie und Klimaschutz keine Schutzgebiete i.S.d. 

BNatSchG dargestellt. Das Plangebiet liegt nicht innerhalb oder angrenzend 

zu einem Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiet) oder einem 

EU-Vogelschutzgebiet.  

 

5.4.6.2 Besonderer Artenschutz 

Unter Berücksichtigung, dass die Rodungs- und Fällungsarbeiten nicht in der 

Zeit vom 1. März bis 30. September erfolgen dürfen, kann der Verbotstatbe-

stand der Tötung gemäß § 44 Abs.1 BNatSchG ausgeschlossen werden. Als 

kurzfristiger Ausgleich für den Verlust von Brutplätzen von Gehölzbrütern sind 

Höhlenbrüternistkästen (10 Kästen Star, Schlupflochdurchmesser 45 mm und 

10 Kästen Blaumeise/Sumpfmeise, Schlupflochdurchmesser 26 mm) in der 

nicht überplanten Umgebung (ab etwa 50 m Abstand zum Baufeld in geeigne-

ten Gehölzstrukturen) anzubringen. Es muss darauf geachtet werden, dass die 

Kästen den jeweiligen Bedürfnissen der Arten entsprechen.  

Für den Verlust des Jagdgebietes und des Quartierpotenzials sind Kom-

pensationsmaßnahmen möglichst in angrenzenden Flächen oder Flächen in 

naher Umgebung notwendig. Hierzu sollten Hecken und Baumreihen in der 

nahen Umgebung durch Lückenschließungen mit heimischen Baum- und 

Wildsträucherarten aufgewertet werden. Diesem Sachverhalt wird durch die 

festgesetzten Flächen zum Anpflanzen und Erhalten von Bäumen und Sträu-

chern am südlichen und am nordwestlichen Plangebietsrand entsprochen.  

Als kurzfristiger Ausgleich für den Verlust von Fledermausquartieren sind 10 

Fledermaushöhlen (selbstreinigende Kleinfledermaushöhle aus Holzbeton) in 

der Umgebung (ab etwa 50 m Abstand zum Baufeld in geeigneten Gehölz-

strukturen) anzubringen. 

 

5.4.7 Sonstige Belange des Umweltschutzes 

Der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern (§ 1 (6) Nr. 7 e 

BauGB) wird durch den Landkreis bzw. die Entsorgungsträger gewährleistet.  

Gebäudeenergiegesetz (GEG) 

Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) zur Umsetzung der europäischen Vorga-

ben zur Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und zur Vereinheitlichung des 

Energieeinsparrechts für Gebäude ist am 1. November 2020 in Kraft getreten. 

Das Gesetz hat das bis dahin gültige Energieeinsparungsgesetz (EnEG), die 

Energieeinsparverordnung (EnEV) und das Erneuerbare-Energien Wärmege-

setz (EEWärmeG) ersetzt. 
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Das GEG enthält Anforderungen an die energetische Qualität von Gebäuden, 

die Erstellung und die Verwendung von Energieausweisen sowie an den Ein-

satz erneuerbarer Energien in Gebäuden.  

Seit dem 31.12.2022 sind gemäß § 32 a der Niedersächsischen Bauordnung 

(NBauO) bei der Errichtung von überwiegend gewerblich genutzten Gebäu-

den, die mindestens eine Dachfläche von 50 m² aufweisen, mindestens 50 

Prozent der Dachfläche mit Photovoltaikanlagen auszustatten. Bei Wohnge-

bäuden gilt dieses nach dem 31.12.2024 und bei sonstigen Gebäuden ab dem 

31.12.2023. 

Im Übrigen ist der weitergehende Einsatz spezieller Technologien jedem 

Grundstückseigentümer, soweit es unter Berücksichtigung der jeweiligen Ge-

bietsfestsetzung und nachbarschaftlicher Interessen möglich ist, freigestellt.  

Gemäß § 1 (6) Nr. 7 h BauGB ist die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von binden-

den Beschlüssen der Europäischen Gemeinschaft festgelegten Immissions-

grenzwerte nicht überschritten werden dürfen, als Belang im Sinne des Vor-

sorgeprinzips, zu berücksichtigen. Durch die vorliegende Planung sind wesent-

liche Veränderungen der Luftqualität jedoch nicht zu erwarten.  

Besondere Auswirkungen auf die Erfordernisse des Klimaschutzes (§ 1 Abs. 5 

BauGB) ergeben sich durch die Planung nicht bzw. die geplante Bebauung 

muss entsprechend den einschlägigen Gesetzen und Richtlinien zum Klima-

schutz errichtet werden (z.B. GEG). 
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5.5 Maßnahmen 

Zusammenfassung der geplanten Maßnahmen, mit denen Umweltauswir-

kungen vermieden, verhindert, verringert und ausgeglichen werden sol-

len 

5.5.1 Immissionsschutzregelungen 

Zur Vermeidung von unzumutbaren Lärmbelastungen im Bereich der nächst-

gelegenen maßgeblichen Wohnbebauung, die durch den Betrieb der geplan-

ten Anlagen sowie durch das Zusammenwirken mit anderen am Gewerbe-

standort bestehenden gewerblichen Anlagen entstehen könnten, werden 

Emissionskontingente (LEK) festgesetzt.  

Die konkreten Anlagen sind dann so zu errichten und zu betreiben, dass an 

den jeweiligen Immissionsorten die von den jeweiligen Flächen ausgehende 

tatsächliche Schallbelastung nicht höher ist als der zulässige Immissionsanteil, 

der sich aus den festgesetzten Emissionskontingenten ergibt. 

 

5.5.2 Vermeidungsmaßnahmen bzgl. Natur und Landschaft 

Die Versiegelung wird auf das erforderliche Maß reduziert. Die verbleibenden 

Freiflächen innerhalb des geplanten Gewerbegebietes tragen ebenfalls zu ei-

ner Vermeidung von Beeinträchtigungen bei. Um nicht gegen die Verbote nach 

§ 44 Abs.1 Nr. 1 Nr. 2 und 3 BNatSchG zu verstoßen, ist ein Zeitfenster für die 

Bauflächenvorbereitung einzuhalten. Die Rodungs- und Fällungsarbeiten sind 

außerhalb der Brutzeit von gehölzbewohnenden Arten sowie außerhalb der 

Hauptaktivitätsphase der Fledermäuse, d.h. nicht in der Zeit vom 1. März bis 

30. September durchzuführen. Vor den Rodungsmaßnahmen sind Baumhöh-

len auf Besatz zu prüfen. 

Als Ausgleich für den Verlust potentieller Brutplätze sind Höhlenbrüternistkäs-

ten und für den Verlust von Quartierstätten Fledermauskästen anzubringen 

und auf die Funktionalität zu kontrollieren (vgl. saP Anlage 4 und Anlage 5).  

 

5.5.3 Abhandlung der Eingriffsregelung  

a) Zulässigkeit des Eingriffs 

Durch die Bauleitplanung werden im Plangebiet Maßnahmen vorbereitet bzw. 

ermöglicht, deren Durchführung den Eingriffstatbestand gemäß § 14 Bundes-

naturschutzgesetz (BNatSchG) erfüllen. Die Eingriffe stellen z.T. erhebliche 

Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes dar. 

Nach § 15 (1) und (2) BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffs verpflich-

tet, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen 

sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschut-

zes und der Landschaftspflege vorrangig auszugleichen oder zu ersetzen.  

Der § 18 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) regelt das Verfahren bei Ein-

griffen in Natur und Landschaft im Verhältnis zum Baurecht. Sind auf Grund 

der Aufstellung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen Eingriffe in Na-
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tur und Landschaft zu erwarten, ist gemäß § 18 BNatSchG über die Vermei-

dung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbu-

ches zu entscheiden. 

Das Baugesetzbuch (BauGB) stellt in § 1a (ergänzende Vorschriften zum Um-

weltschutz) die entsprechenden Vorschriften auf. Danach heißt es in § 1a 

Abs. 3 BauGB: „Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funkti-

onsfähigkeit des Naturhaushaltes in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a 

bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutz-

gesetz) sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen“ und 

„ein Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planeri-

schen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren.“  

Die Ermittlung des Eingriffs und des erforderlichen Ausgleichs im Rahmen der 

vorliegenden Bauleitplanung erfolgt nach diesen Vorschriften. 

Die durch diese Planung entstehenden Eingriffe werden durch verschiedene, 

in den vorherigen Kapiteln schutzgutbezogen aufgelistete Maßnahmen z.T. 

vermieden bzw. ausgeglichen, sodass die Beeinträchtigung des Landschafts-

bildes und des Naturhaushaltes auf ein unbedingt notwendiges Maß reduziert 

wird. 

Grundsätzlich ist ein Eingriff unzulässig, wenn die Belange des Natur- und 

Landschaftsschutzes überwiegen. Dieses ist in der Regel in Gebieten der Fall, 

in denen die Voraussetzungen eines Schutzes nach den §§ 23 – 30 Bun-

desnaturschutzgesetz (BNatSchG) erfüllt sind. Das Plangebiet erfüllt nicht die-

se Voraussetzungen. 

Weil auch andere für den Naturschutz wertvolle Elemente, die als selten oder 

gefährdet einzustufen sind, nicht in Anspruch genommen werden und die Be-

lange der Wirtschaft mit der Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen be-

deutsame öffentliche Belange darstellen, sind nach Überzeugung der Ge-

meinde Wippingen die hier vorbereiteten Eingriffe letztendlich zulässig.  

 

b) Eingriffsbilanzierung 

Im Folgenden werden die sich aus der Planung ergebenden Eingriffe und 

Maßnahmen mit dem Bestand verglichen und bewertet, um die Plausibilität 

nachvollziehbar, also auch zahlenmäßig vergleichbar zu machen. 

Hierfür wird die "Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs– und Ersatzmaß-

nahmen in der Bauleitplanung des Niedersächsischen Städtetages" (2013) zu-

grunde gelegt. Nachfolgend gilt die Formel:  

Fläche in m² x Wertfaktor (WF) = Werteinheiten (WE) 

Der Eingriff in Natur und Landschaft wird bei der vorliegenden Planung u.a. 

durch die Überplanung und Beseitigung von Wald im Sinne des Niedersächsi-

schen Gesetzes über den Wald und die Landschaftsordnung (NWaldLG) ver-

ursacht. Gemäß § 8 (4) NWaldLG soll eine Waldumwandlung nur mit der Auf-

lage einer Ersatzaufforstung genehmigt werden, die den in § 1 Nr. 1 NWaldLG 
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genannten Waldfunktionen (Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktion) entspricht, 

mindestens jedoch den gleichen Flächenumfang hat.  

Werden Ersatzmaßnahmen nach Absatz 4 (Ersatzaufforstung) vorgenommen 

oder durch Maßnahmen nach Absatz 5 (Walderhaltungsabgabe) ersetzt, ent-

fallen daneben Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach dem Naturschutz-

recht (§ 8 (6) NWaldLG).  

 

c) Ermittlung des Eingriffsflächenwertes 

In der folgenden Tabelle werden alle Biotope aufgeführt, die durch die Planung 

unmittelbar beeinträchtigt werden. Die Biotope sind in den vorangegangenen 

Kapiteln beschrieben. Entsprechend dem Städtetagmodell wird den Biotopen 

des Plangebietes der jeweilige Wertfaktor zugeordnet.  

Werden die Biotopflächen mit ihren Wertfaktoren multipliziert, ergeben sie in 

der Summe den Eingriffsflächenwert. 

          

 
Nutzungsart / Biotoptyp Fläche Wertfaktor Werteinheit 

 

   Gem. BBP Nr. 7 festges. Flächen 561 qm -   -    

       Gewerbegebiet (GRZ 0,8) 561 qm -   -    

            versiegelt (100 %) (BauNVO 77/86) 561 qm 0 WF 0 WE  

            unversiegelt (0 %) 0 qm 1 WF 0 WE  

   Gem. BBP Nr. 8 festges. Flächen 168 qm -   -    

       Eingeschr. Gewerbegebiet (GRZ 0,8) 168 qm -   -    

            versiegelt (100 %) (BauNVO 77/86) 168 qm 0 WF 0 WE  

            unversiegelt (0 %) 0 qm 1 WF 0 WE  

   Gem. BBP Nr. 14 festges. Flächen 13.367 qm -   -    

        Gewerbegebiet (GRZ 0,8) 7.879 qm -   -    

            versiegelt (80 %) 6.303 qm 0 WF 0 WE  

            unversiegelt (20 %) 1.576 qm 1 WF 1.576 WE  

        Fläche z.Erh.v.Bäumen u. Str. 1.425 qm 3 WF 4.275 WE  

        Fläche z.Anpfl. von Bäumen u.Str. 4.063 qm 3 WF 12.189 WE  

   Kiefernwald armer trockener Sandböden 6.603 qm 4 WF 26.412 WE  

   Eichenmischw. armer trock.Sandböden 1.650 qm 5 WF 8.250 WE  

     
 

  
 

  
 

   

 
Gesamtfläche: 22.349 qm         

 

 
Eingriffsflächenwert:         52.702 WE 
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Bewertung der Waldflächen 

Kiefernwald armer, trockener Sandböden (nördliche Erweiterung) 

Im Bereich des Kiefernwaldes im nordwestlichen Planbereich (6.603 m²) sind 

neben der dominanten Baumart der Kiefer auch die Baumarten Eiche und Bir-

ke vertreten. Vereinzelt kommen Ilex und am Rand Brombeeren vor. Der Wald 

ist zudem moosreich. Diese Waldfläche wird aufgrund ihrer Lage unmittelbar 

angrenzend zum vorhandenen Gewerbegebiet und ihrer Kleinflächigkeit nach 

dem Städtetagmodell mit dem Wertfaktor 4 WF bewertet.  

Eichenmischwald armer trockener Sandböden (westliche Erweiterung) 

Der südwestliche Planbereich stellt sich als Eichenmischwald (1.650m²) arten-

armer, trockener Sandböden dar. Neben Eichen kommen auch Ilex, Eber-

esche und Faulbaum vor. Im LRP (2001) des Landkreises Emsland ist der 

Wald als ein alter Laubmischwald auf Dünen mit Stieleichen-Birkenwald und 

Eichen-Buchenwald beschrieben und als ein regional schutzwürdiger Bereich 

gekennzeichnet. Aufgrund seiner Wertigkeit für den Naturhaushalt wird die 

Fläche nach dem Städtetagmodell mit dem Wertfaktor 5 WF bewertet.  

Der im Plangebiet vorhandene Waldbestand ist gemäß Stellungnahme der Un-

teren Naturschutzbehörde des Landkreises Emsland (Untere Waldbehörde) im 

Zuge der frühzeitigen Behördenbeteiligung im Verhältnis 1 : 1,4 zu ersetzen, 

so dass eine Waldersatzaufforstung in der Größe von insgesamt 11.554 m² er-

forderlich wird.  

 

Kompensation der Waldbestände nach NWaldLG (Anlage 6) 

Für die Waldersatzaufforstung steht das folgende Flurstück zur Verfügung:  

 Flurstück 13/2, Flur 17, Gemarkung Steinbild (Anl. 6, Seite 1) 

Das Flurstück befindet sich südwestlich der Ortsmitte von Wippingen, westlich 

des Sportplatzes, südlich der Straße „Kapellenweg“.  

Das Flurstück 13/2 mit einer Gesamtgröße von 34.226 m² wird derzeit als 

Ackerfläche intensiv genutzt. Die westlich und südlich angrenzenden Flächen 

stellen sich als Waldflächen dar und setzen sich nahezu vollständig aus Na-

delgehölzen zusammen. Der Eigentümer des Flurstücks stellt der Gemeinde 

Wippingen eine Teilfläche zur Größe von 12.000 m² als Waldersatzfläche zur 

Verfügung. Die Gemeinde Wippingen wird diese Fläche bis spätestens zum 

31.12.2023 mit standortgerechten, heimischen Laubgehölzen bepflanzen und 

mit einem Wildschutzzaun einzäunen. Die Fläche wird über die Eintragung ei-

ner persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten des Landkreises Emsland im 

Grundbuch als Waldersatzfläche abgesichert. Die Ackerfläche wird gemäß 

dem Städtetagmodell im heutigen Zustand mit dem Wertfaktor 1 WF bewertet. 

Nach der Herrichtung als Waldersatzfläche kann sie dem Wertfaktor 3 WF zu-

geordnet werden. Diese zur Verfügung stehenden 12.000 m² werden vollstän-

dig dem vorliegenden Bebauungsplan als Waldersatzfläche zugeordnet.  
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Mit der Bereitstellung und Zuordnung dieser aufgeführten Waldersatzfläche in 

einer Größe von 12.000 m² ist der im Plangebiet vorhandene Wald im Verhält-

nis 1 : 1,4 gemäß Abstimmung mit der Unteren Waldbehörde des Landkreises 

Emsland ersetzt.  

 

d) Ermittlung des Kompensationsbedarfes 

In den vorangegangenen Kapiteln wurden Maßnahmen zur Vermeidung und 

zum Ausgleich des Eingriffs schutzgutbezogen beschrieben. Zusammenge-

fasst sind dieses: die geplante Anlage von randlichen Gehölzstreifen sowie der 

Verbleib von Freiflächen innerhalb des festgesetzten Gewerbegebietes.  

Den geplanten Festsetzungen wird entsprechend ihrer künftigen Wertigkeit ein 

Wertfaktor nach dem Städtetagmodell zugeordnet. Sie sind in der nachfolgen-

den Tabelle aufgeführt. Die Flächen der aufgeführten Nutzungsarten / Bio-

toptypen werden mit den zugeordneten Wertfaktoren multipliziert und ergeben 

dann addiert den Kompensationswert:  

          

 

Nutzungsart / Biotoptyp Fläche Wertfaktor Werteinheit 

 

 
Gewerbegebiet (GRZ 0,8) 22.349 qm -   -   

 

 
    versiegelt (80%), (X) 17.879 qm 0 WF 0 WE 

 

 
    unversiegelt (20%), davon  3.536 qm 1 WF 3.536 WE 

 

 
        Siedlungsgehölz (HSE) 934 qm 3 WF 2.802 WE 

 

 
                

 

 

Gesamtfläche: 22.349 qm         

 

 

Kompensationswert:           6.338 WE 

 

 

Waldersatzfl. (Flst.13/2,Fl.17,Gem.Steinbild) 12.000 qm 2 WF 24.000 WE 

 

 

Gesamtkompensationswert:          30.338 WE 

 
           

Innerhalb des Plangebietes entsteht, unter Berücksichtigung der externen 

Waldersatzfläche (12.000 m²) durch Vermeidungsmaßnahmen und interne 

Ausgleichsmaßnahmen ein Kompensationswert von 30.338 WE. Gegenüber 

dem Eingriffsflächenwert (52.702 WE) verbleibt noch ein Kompensationsdefizit 

von 22.364 WE, so dass noch weitere externe Kompensationsmaßnahmen er-

forderlich werden.  

 

e) Externe Kompensation nach Naturschutzrecht (Anlage 6) 

Zur Kompensation des noch verbleibenden Defizits in Höhe von 22.364 WE 

wird folgendes Flurstück in Anspruch genommen:  

 Flurstück 50/1, Flur 56, Gemarkung Rhede (Anl. 6, Seite 2) 
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Das Flurstück befindet sich ca. 16 km nordwestlich von Wippingen, südlich der 

Ortslage von Rhede, südlich vom Flaarsee.  

Das Flurstück 50/1 mit einer Gesamtgröße von 126.552 m² wurde früher als 

Grünlandfläche intensiv genutzt. Inzwischen wurde diese Fläche in eine 

Feuchtgrünlandfläche mit Blänken umgewandelt. Die Untere Naturschutzbe-

hörde beim Landkreis Emsland hat für die Durchführung der Maßnahmen mit 

Schreiben vom 10.03.2021 die Gutschrift von insgesamt 188.828 WE in einen 

Flächenpool gemäß § 16 BNatSchG zugesichert.  

Der Eigentümer verkauft aus diesem Flächenpool insgesamt 23.720 WE an 

die Gemeinde Wippingen und verpflichtet sich, die Verbuchung dieser Wert-

einheiten für die Gemeinde Wippingen beim Landkreis Emsland zu veranlas-

sen.  

Von dieser zur Verfügung stehenden Kompensation werden entsprechend 

dem noch verbleibenden Defizit dem vorliegenden Bebauungsplan 22.364 WE 

zugeordnet.  

Im Bereich des Flurstücks 50/1 stehen somit noch 1.356 WE für eine Kompen-

sation anderweitiger Eingriffe zur Verfügung.  

 

f) Schlussbetrachtung 

Im Rahmen der vorliegenden Planung werden Eingriffe nach dem Lan-

deswaldgesetz und nach dem Naturschutzgesetz verursacht. Zur Kompensati-

on der Eingriffe nach dem Landeswaldgesetz werden 12.000 m² Ersatzauffors-

tungsflächen zur Verfügung gestellt. Für die notwendige Kompensation nach 

Naturschutzrecht wird eine Kompensationsfläche südlich von Rhede in An-

spruch genommen. Hier stehen gemäß Zusicherung der Unteren Naturschutz-

behörde des Landkreises Emsland insgesamt 188.828 WE zur Verfügung. Aus 

diesem Flächenpool hat die Gemeinde Wippingen 23.720 WE gekauft. Von 

diesen Werteinheiten werden 22.364 WE dem vorliegenden Bebauungsplan 

zugeordnet, so dass hier noch 1.356 WE für die Kompensation anderweitiger 

Eingriffe zur Verfügung stehen.  

Unter Berücksichtigung der Vermeidungs–, Ausgleichs- sowie der externen 

Kompensationsmaßnahmen geht die Gemeinde Wippingen davon aus, dass 

der durch den Bebauungsplan Nr. 23 ermöglichte Eingriff in das Landschafts-

bild und den Naturhaushalt ausgeglichen und somit den Belangen von Natur 

und Landschaft gemäß § 1 (6) Ziffer 7 BauGB entsprochen ist.  

 

5.5.4 Maßnahmen nach sonstigen umweltbezogenen Regelungen 

5.5.4.1 Bodenschutzklausel - § 1a (2) Satz 1 und 2 BauGB 

Gemäß § 1a (2) Satz 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam umgegan-

gen und insbesondere sollen die Möglichkeiten der Städte und Gemeinden zur 

Wiedernutzbarmachung und Nachverdichtung genutzt werden. Landwirtschaft-
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lich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendi-

gen Umfang umgenutzt werden. 

Mit der vorliegenden Planung strebt die Gemeinde die Ergänzung des beste-

henden Gewerbestandortes in Wippingen an, um der bestehenden Nachfrage 

nach Gewerbeflächen Rechnung zu tragen. Es wird ein vorhandener Gewer-

bestandort städtebaulich sinnvoll erweitert. Für die Planung werden insgesamt 

ca. 2,23 ha des bestehenden Gewerbestandortes aber auch kleinere Waldflä-

chen in Anspruch genommen. Durch Maßnahmen der Innenentwicklung kann 

die erforderliche Fläche für die Erweiterung des Gewerbestandortes nicht be-

reitgestellt werden. 

Die Ausweisung eines neuen Gewerbestandortes für die Umsiedlung beste-

hender Gewerbebetriebe ist vor dem Hintergrund des sparsamen Umgangs 

mit Grund und Boden nicht sinnvoll. Die Gemeinde ist daher der Auffassung, 

dass durch die geplante Ergänzung des vorhandenen Gewerbestandortes 

auch der Bodenschutzklausel ausreichend Rechnung getragen wird.  

 

5.6 Auswirkungen i.S.d. § 1 Abs. 6 Nr. 7, Buchstabe j BauGB 

Das Plangebiet befindet sich weder innerhalb des Achtungsabstandes von Be-

triebsbereichen nach der Störfall-Verordnung - 12. Bundesimmissionsschutz-

verordnung (12. BImSchV), noch sind im Plangebiet derartige Betriebe vorge-

sehen. Im Plangebiet sind daher keine Auswirkungen aufgrund der Anfälligkeit 

der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder 

Katastrophen zu erwarten.  

 

5.7 Anderweitige Planungsmöglichkeiten (Alternativprüfung) 

Bei der Alternativprüfung sind die Ziele und der Geltungsbereich des Bebau-

ungsplanes zu berücksichtigen. Der Gesetzgeber hat damit klargestellt, dass 

es im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung nicht um Standortalternati-

ven an Standorten außerhalb des Plangebietes geht. Zu prüfen sind nur 

plankonforme Alternativen, ob die Planungsziele auch in anderer oder scho-

nenderer Weise umgesetzt werden könnten (vgl. Muster Einführungserlass 

zum EAG-Bau Fachkommission Städtebau am 1. Juli 2004 oder Bischopink / 

Külpmann / Wahlhäuser, Der sachgerechte Bebauungsplan, RN 1243, VHW-

Verlag, 5. Aufl., Juni 2021). 

Wie in Kap. 1.2 und 3 beschrieben, soll mit der vorliegenden Planung der be-

stehende Gewerbestandort von Wippingen in westliche und nördliche Richtung 

erweitert werden.  

Planungsanlass ist im Wesentlichen die Schaffung von Erweiterungsmöglich-

keiten für nordöstlich des Plangebietes bestehende Betriebe. Eine Erweiterung 

dieser Betriebe kann nur mit einer Inanspruchnahme der Waldflächen erfol-

gen, es sei denn, die Betriebe werden ausgesiedelt. Dieses ist vor dem Hin-

tergrund eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden jedoch nicht sinn-

voll.  
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Die für die Erweiterung vorgesehene Fläche mit einer Größe von ca. 2,23 ha 

befindet sich innerhalb des Gewerbestandortes bzw. schließt daran an. Auf-

grund dieser Lage bietet das Gebiet günstige Voraussetzungen für eine ge-

werbliche Entwicklung. 

Insgesamt ergänzt das Plangebiet städtebaulich sinnvoll das vorhandene Ge-

werbegebiet in Wippingen und rundet es ab. Die Planung beugt damit einer 

nicht gewollten, unnötigen Zersiedelung der Landschaft vor.  

Zur Vermeidung unzumutbarer Gewerbelärmbelastungen wird das Gewerbe-

gebiet durch Emissionskontingente so eingeschränkt, dass diese an den 

nächstgelegenen Immissionsorten keinen relevanten Lärmbeitrag liefern.  

Auch die Ausweisung einer geringeren Baufläche oder eine stärkere Begren-

zung der Bodenversiegelung ist unter Berücksichtigung des Bedarfs nicht 

sinnvoll. Das naturschutzrechtliche Kompensationsdefizit kann außerhalb des 

Plangebietes ausgeglichen werden. 

Der in Anspruch genommene Wald wird an anderer Stelle im Gemeindegebiet 

von Wippingen ersetzt. 

Grundsätzliche Alternativen zur vorliegenden Planung, mit denen die Pla-

nungsziele mit weniger Umweltbelastungen erreicht werden könnten, drängen 

sich nach Auffassung der Gemeinde daher nicht auf.  

Im Ergebnis ist die gewählte Fläche somit eine sinnvolle und angemessene 

Lösung zur gewerblichen Entwicklung in Wippingen. 

 

5.8 Zusätzliche Angaben im Umweltbericht 

5.8.1 Methodik 

Die Beurteilung der Auswirkungen der Planung auf Natur und Landschaft er-

folgte verbalargumentativ. Die erforderlichen Kompensationsmaßnahmen wur-

den anhand der „Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaß-

nahmen in der Bauleitplanung des Niedersächsischen Städtetages“ (2013) 

ermittelt.  

Die Beurteilung der Bedeutung des Plangebietes für Arten und Lebensge-

meinschaften wurde auf Grundlage faunistischer Untersuchungen und einer 

speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung vorgenommen. 

Zur Ermittlung der zulässigen Gewerbelärmemissionen wurde ein schalltechni-

scher Bericht auf Grundlage der DIN 45691 „Geräuschkontingentierung“ (De-

zember 2006) angefertigt. Die zulässigen Lärmemissionen werden entspre-

chend des Lärmgutachtens durch die Festsetzung von Emissionskontingenten 

(LEK) definiert. Das heißt, den Gewerbeflächen werden, bezogen auf die ein-

zelnen Flächen, bestimmte Schallkontingente zugeordnet. Die Immissionsbe-

lastung wurde anhand der DIN 18005-1 bewertet.  

Die landwirtschaftlichen Immissionen wurden durch ein Gutachten unter Be-

rücksichtigung der Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL) ermittelt und darge-

stellt.  
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Schwierigkeiten bei der Erhebung der Grundlagen haben sich nicht ergeben. 

 

5.8.2 Überwachungsmaßnahmen (Monitoring) 

Die Einhaltung der Emissionskontingente (LEK) kann im Rahmen der jeweiligen 

Baugenehmigung nachgewiesen werden. Die Genehmigungsbehörde kann die 

Genehmigung mit der Forderung verbinden, dass bei Bedarf bzw. wenn An-

haltspunkte die Nichteinhaltung der Emissionskontingente vermuten lassen, 

Überwachungsmessungen durchgeführt werden und ggf. die Umsetzung von 

Lärmschutzmaßnahmen anordnen.  

Die Durchführung der Kompensationsmaßnahmen erfolgt auf externen Flä-

chen, die der Gemeinde Wippingen dauerhaft zur Verfügung stehen. Auf die-

sen Flächen wird die Gemeinde die Durchführung der Maßnahmen sichern. 

Die Umsetzung und ordnungsgemäße Herstellung der geplanten Anpflanzun-

gen im Plangebiet wird von der Gemeinde Wippingen durch Inaugenschein-

nahme überwacht. Die Dauer der erforderlichen Fertigstellungs- und Entwick-

lungspflege sollte 3 Jahre betragen. 

Die Gemeinde wird die Durchführung der Maßnahmen sicherstellen und re-

gelmäßig, d.h. alle 5 Jahre, eine Überprüfung der Maßnahmen vornehmen.  

 

5.8.3 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

Im Nachfolgenden werden die aus der Planung resultierenden Auswirkungen 

in Bezug auf die Umwelt und ihre Erheblichkeit zusammengefasst dargestellt. 

Durch die geplante Festsetzung eines Gewerbegebietes ergeben sich Verän-

derungen der Gestalt oder Nutzung der Grundflächen. Diese sind jedoch bei 

Städtebauprojekten i.d.R. immer gegeben.  

Durch die Planung kommt es zum Verlust von unbebauter Landschaft. Für Na-

tur und Landschaft (Arten und Lebensgemeinschaften, Boden, Wasser, Land-

schaftsbild) gehen im Wesentlichen Waldflächen verloren. Durch die Bebau-

ung wird bisher belebter Oberboden versiegelt.  

Es wird somit Versickerungsfläche reduziert und die Grundwasserneubildungs-

rate, bei gleichzeitiger Beschleunigung des Oberflächenwasserabflusses, ver-

ringert.  

Das anfallende Oberflächenwasser soll, wenn möglich, oberirdisch versickert 

werden, damit das Oberflächenwasser vollständig innerhalb des Plangebietes 

verbleibt. In dem bestehenden Gewerbegebiet wird dieses problemlos prakti-

ziert. Dadurch werden eine Verringerung der Grundwasserneubildungsrate 

und Beeinträchtigungen des Grundwasserhaushaltes vermieden.  

Artenschutzrechtliche Belange stehen der geplanten gewerblichen Nutzung, 

unter Berücksichtigung der angegebenen Zeitfenster nicht entgegen.  

Die durch die mögliche Bebauung und Versiegelung hervorgerufenen Beein-

trächtigungen von Natur und Landschaft sind nach einem anerkannten Bewer-
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tungsmodell bewertet worden und können durch Maßnahmen auf externen 

Flächen ausgeglichen werden.  

Durch die Bereitstellung einer externen Kompensationsfläche, die als Ersatz-

aufforstungsfläche hergerichtet wird, können die Eingriffe in Natur und Land-

schaft, insbesondere die Waldbeseitigung, kompensiert werden. Die Anpflan-

zungen wirken sich positiv auf den Boden- und Wasserhaushalt aus und kön-

nen den Auswirkungen des Klimawandels entgegenwirken (z.B. Bindung von 

CO2). Mit der Anlage dieser Waldersatzfläche wird gleichzeitig dem Nieder-

sächsischen Gesetz über den Wald und die Landschaftsordnung (NWaldLG) 

entsprochen.  

Das noch verbleibende Kompensationsdefizit wird durch eine weitere Kom-

pensationsmaßnahme auf einer externen Fläche kompensiert.  

Den Erfordernissen des Klimaschutzes wird zudem durch die bei der Errich-

tung von Gebäuden einzuhaltenden Gesetze und Richtlinien zur Energieein-

sparung entsprochen. 

Durch die Festsetzung von Emissionskontingenten (LEK) und richtungsabhän-

gigen Zusatzkontingenten können die Lärmemissionen des Plangebietes so 

kontingentiert werden, dass diese an den nächstgelegenen Immissionsorten 

keinen relevanten Lärmbeitrag liefern. Es gehen vom Plangebiet damit keine 

unzumutbaren Lärmemissionen aus. Damit kann sichergestellt werden, dass 

benachbarte schützenswerte Wohnnutzungen angemessen berücksichtigt 

werden und eine geordnete städtebauliche Entwicklung gewährleistet ist.  

Aufgrund des geringen Verkehrsaufkommens auf der K 114 sind erhebliche 

Beeinträchtigungen durch Verkehrslärm im Plangebiet nicht zu erwarten. 

Im Plangebiet wird der Immissionswert für Geruch von 0,15 eingehalten bzw. 

unterschritten.  

Andere Emissionen, wie Licht oder Staub, sind je nach Art der zukünftigen Be-

triebe nur im Einzelfall zu erwarten und können daher sinnvoll aber auch aus-

reichend auf Ebene der Anlagenplanung beordnet werden.  

Da wertvolle Kultur- oder Sachgüter im Plangebiet nicht bekannt sind, ergeben 

sich diesbezüglich keine erheblichen Beeinträchtigungen. Sofern ur- und früh-

geschichtliche Bodenfunde gemacht werden, werden diese unverzüglich der 

Denkmalbehörde gemeldet.  

Erhebliche Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern (Mensch, Natur und 

Landschaft, Kultur- und Sachgüter) sind im Plangebiet und der Umgebung 

nicht zu erwarten. 

 

5.8.4 Referenzliste/Quellenverzeichnis 

 DIN 45691 „Geräuschkontingentierung“ (Dez. 2006) 

 DIN 18005-1 „Schallschutz im Städtebau“ (Ausgabe Juli 2002)  

 Bleiblatt 1 zur DIN 18005 -1,Schalltechnische Orientierungswerte für die 

städtebauliche Planung – Berechnungsverfahren, Ausgabe Mai 1987 
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 Sechste allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundesimmissionsschutz-

gesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm), Ausga-

be August 1998 

 Geruchsimmissionsrichtlinie Niedersachsen (GIRL 2008) 

 Sophie Meisel: Geographische Landesaufnahme M 1 : 200.000, Natur-

räumliche Gliederung Deutschlands; Die naturräumlichen Einheiten auf 

Blatt 70/71, Cloppenburg / Lingen, 1959)  

 Landschaftsrahmenplan (LRP) des Landkreises Emsland (2001) 

 Umweltkarten Niedersachsen des Niedersächsischen Ministeriums für 

Umwelt, Energie und Klimaschutz 

 Karten des Naturraumpotenzials von Niedersachsen und Bremen; Boden-

kundliche Standortkarte, M. 1 : 200.000, Blatt Oldenburg, 1977) 

 NIBIS® KARTENSERVER, Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

 Heutige potenzielle natürliche Vegetationslandschaften Niedersachsens auf 

Basis der Bodenkundlichen Übersichtskarte 1 : 50.000, Inform. d. Natur-

schutz Niedersachsen 2003) 

 Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen (Drachenfels, 2021) 

 Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der 

Bauleitplanung des Niedersächsischen Städtetages (2013) 

 

6 Abwägungsergebnis 

Im Rahmen der Bauleitplanung sind insgesamt die öffentlichen und privaten 

Belange gegeneinander und untereinander gemäß § 1 Abs. 7 BauGB gerecht 

abzuwägen. Im Rahmen des Abwägungsvorganges sind gemäß § 2 Abs. 3 

BauGB bei der Bauleitplanung die Belange, die für die Abwägung von Bedeu-

tung sind, zu ermitteln und zu bewerten. Diese sind im Rahmen der vorliegen-

den Begründung dargelegt. 

Wie die Umweltprüfung (Kap. 5 Umweltbericht) gezeigt hat, ergeben sich 

durch die Planung keine erheblichen Beeinträchtigungen von Schutzgütern, 

die nicht ausgeglichen werden können.  

Die überplante Waldfläche wird an anderer Stelle im Verhältnis 1:1,4 ersetzt.  

Die durch die mögliche Bebauung und Versiegelung hervorgerufenen Beein-

trächtigungen von Natur und Landschaft sind nach einem anerkannten Bewer-

tungsmodell bewertet worden und können auf den zur Verfügung stehenden 

externen Kompensationsflächen ausgeglichen werden.  

Artenschutzrechtliche Belange stehen der geplanten gewerblichen Nutzung, 

unter Berücksichtigung der angegebenen Zeitfenster für die Bauflächenvorbe-

reitung nicht entgegen.  
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Unzumutbare Beeinträchtigungen durch Gewerbelärm sind unter Berücksichti-

gung der Festsetzung der Emissionskontingente (LEK)  und der richtungsab-

hängigen Zusatzkontingente nicht zu erwarten. 

Geruchsbelastungen durch Tierhaltungsanlagen, die über dem für ein Gewer-

begebiet maßgeblichen Richtwert von 0,15 liegen, sind im Plangebiet nicht zu 

erwarten.  

Den Erfordernissen des Klimaschutzes wird durch Gehölzanpflanzungen auf 

den Ersatzflächen (Bindung von CO2) sowie durch die Berücksichtigung der 

Gesetze und Richtlinien zur Energieeinsparung, die bei der Errichtung von 

Gebäuden einzuhalten sind, Rechnung getragen.  

Wesentliche andere Belange als die in der Begründung, insbesondere im Um-

weltbericht dargelegten, sind nicht zu berücksichtigen. Nach Abwägung aller 

vorgenannten Belange kann die vorliegende Planung daher durchgeführt wer-

den.  

 

7 Verfahren 

a) Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 

Die Gemeinde Wippingen hat gemäß § 3 (1) BauGB frühzeitig die allgemeinen 

Ziele und voraussichtlichen Auswirkungen der Planung öffentlich dargelegt 

und Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben.  

 

b) Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 4 

BauGB an der Planung beteiligt und zur Äußerung auch im Hinblick auf den 

erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 

Abs. 4 BauGB aufgefordert. 

 

c) Öffentliche Auslegung 

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde gemäß § 3 (2) BauGB zusammen 

mit der dazugehörigen Begründung mit Umweltbericht in der Zeit vom 

……..……….…….. bis ……..……….…….. im Internet veröffentlicht. Gleichzei-

tig haben die Unterlagen öffentlich im Rathaus der Gemeinde Dörpen (Samt-

gemeindesitz) ausgelegen. Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 

Hinweis bekannt gemacht, dass Anregungen während dieser Auslegungsfrist 

vorgebracht werden können.  
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d) Satzungsbeschluss 

Die vorliegende Fassung war Grundlage des Satzungsbeschlusses vom 

…………………..…. 

 

Wippingen, den ……………. 

 

 

.............................................. 

Bürgermeister  

 

 

Anlagen 

1. Lärmschutzgutachten 

2. Geruchsimmissionsgutachten 

3. Plangebiet –Biotoptypen- 

4. Untersuchung zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (2016) 

5. Ergänzung der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung 

6. Darstellung der externen Kompensationsmaßnahmen 
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2.0 Aufgabenstellung 
 

Im Rahmen der Erweiterung des Gewerbegebietes im 
Süden (Bebauungsplan Nr. 7 „Haskamps Esch“) der 
Ortslage soll die Ausweisung von weiteren gewerblichen 
Bauflächen in der der Gemeinde Wippingen realisiert 
werden. 
 
Konkreter Anlass sind die Erweiterungsabsichten der Fa. 
Wester (Metallbau-Landmaschinen). Diese befindet sich in 
einem Gewerbegebiet am südlichen Ortsrand. Die 
Erweiterung soll zunächst auf dem Flurstück 97/17 
erfolgen. Für die Zukunft ist aber auch eine südliche 
Erweiterung des bestehenden Gewerbegebietes 
vorgesehen.  
 
Für die geplanten Gewerbeflächen (G) sind schalltechnisch 
vertretbare Emissionskontingente zu ermitteln. 
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3.0 Ausgangsdaten 
 
3.1 Beurteilungsgrundlagen 
 
3.1.1 Gesetzliche Grundlagen 
 

- Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), in der der-
zeit gültigen Fassung. 

 
- Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immis-

sionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungs-
bedürftige Anlagen - 4. BImSchV) 

 
- TA-Lärm, gültig in Verbindung mit dem Bundes-Immissi-

onsschutzgesetz 
 
- Baugesetzbuch (BauGB), in der derzeit gültigen Fas-

sung. 
 
- Verordnung über die bauliche Nutzung des Grundstü-

ckes (Baunutzungsverordnung - BauNVO), in der derzeit 
gültigen Fassung. 

 
 
 
 

3.1.2 Normen 
  

- DIN 18005, Teil 1 Schallschutz im Städtebau 
 
- DIN 4109 Schallschutz im Hochbau 
 
- DIN 45691 "Geräuschkontingentierung" 
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3.1.3 Richtlinien 
 

 
- VDI 2571 Schallabstrahlung von Industriebauten, 

in der derzeit gültigen Fassung. 
 
- VDI 2714 Schallausbreitung im Freien, in der der-

zeit gültigen Fassung. 
 
- VDI 2720 Schallschutz durch Abschirmung im 

Freien. 
 

- RLS- 90 Richtlinien für den Lärmschutz an Stra-
ßen in der derzeit gültigen Fassung 

 
 
 
3.1.4 Sonstige 
 

- Lageplan-Ausschnitte 

- Angaben und Auskünfte des Auftraggebers 

- Ortsbesichtigung 
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4.0 Begriffe 
 
 Für die Anwendung der DIN 45691 "Geräuschkontingentie-

rung" gelten zusätzlich zu den Begriffen in DIN 1320, DIN 
18005-1 und DIN 45641 die folgenden Begriffe: 

 
 Plangebiet 

 Gesamtheit der Teilflächen, für die Geräuschkontingente 
bestimmt werden. 

 
 Teilfläche (TF) 

 Teil des Plangebietes, für den ein Geräuschkontingent be-
stimmt wird. 

 
 Gesamt-Immissionswert ( LGI ) 

 Wert, den nach Planungsabsicht der Gemeinde der Beur-
teilungspegel der Summe der einwirkenden Geräusche von 
Betrieben und Anlagen - auch von solchen außerhalb des 
Plangebietes - in einem betroffenen Gebiet nicht über-
schreiten darf. 

 
 Vorbelastung ( Lvor,j ) 

 Beurteilungspegel der Summe aller auf den Immissionsort 
j einwirkenden Geräusche von bereits bestehenden Betrie-
ben und Anlagen außerhalb des Bebauungsplangebietes 
("vorhandene Vorbelastung") einschließlich der Immissi-
onskontingente für noch nicht bestehende Betriebe und An-
lagen außerhalb des Bebauungsplangebietes ("planerische 
Vorbelastung"). 

 
Anmerkung: Die Vorbelastung nach der DIN 45691 ist nicht iden-

tisch mit der Vorbelastung nach der TA-Lärm. 

 
 Planwert ( LPI,j ) 

 Wert, den der Beurteilungspegel aller auf den Immissions-
ort j einwirkenden Geräusche von Betrieben und Anlagen 
im Plangebiet zusammen an diesem nicht überschreiten 
darf. 
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 Immissionskontingent ( LIK,i,j ) 

 Wert, den der Beurteilungspegel aller auf den Immissions-
ort j einwirkenden Geräusche von Betrieben und Anlagen 
auf der Teilfläche i zusammen nicht überschreiten darf. 

 
 Emmissionskontingent ( LEK,i ) 

 Pegel der Schallleistung, die bei gleichmäßiger Verteilung 
auf der Teilfläche i, bei ungerichteter Abstrahlung und un-
gehinderter verlustloser Schallausbreitung je Quadratmeter 
höchstens abgestrahlt werden darf. 

 
Anmerkung: Für das Emissionskontingent war bisher die Bezeich-

nung "Immissionswirksamer flächenbezogener Schall-
leistungspegel - IFSP" gebräuchlich. 

 
 Zusatzkontingent ( LEK,zus ) 

 Zuschlag zum Emissionskontingent. 
 
 Emmissionskontingentierung 

 Bestimmen und Festsetzen von Emissionskontingenten. 
 
 Immissionskontingentierung 

 Bestimmen und Festsetzen von Immissionskontingenten. 
 
Anmerkung: Nach bisheriger Rechtsauffassung dürfen in einem Be-

bauungsplan keine Festsetzungen für Immissionsorte 
oder Gebiete außerhalb seines räumlichen Geltungs-
bereiches getroffen werden. Denkbar sind derartige 
Regelungen jedoch in öffentlich-rechtlichen Verträgen. 
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5.0 Emissionskontingentierung 
 
5.1 Festlegen der Gesamt-Immissionswerte 
 

Für alle schutzbedürftigen Gebiete in der Umgebung des 
Bebauungsplangebietes sind die Gesamt-Immissionswerte 
LGI festzulegen. 
 
Laut Bebauungsplan Nr. 8 „Am Eichenkamp“ ist die vorhan-
dene Bebauung Eichenstraße 20, 22 und 24 (vgl. Immissi-
onsort 3, 2 und 1) als „Allgemeines Wohngebiet“ gemäß §4 
BauNVO und die vorhandene Bebauung Zum Turm 14 (vgl. 
Immissionsort 5) als „Mischgebiet gemäß §6 BauNVO ein-
gestuft.  
 
Die vorhandene Bebauung Drosselweg 5 (vgl. Immissions-
ort 4) ist laut Bebauungsplan Nr. 5 als „Mischgebiet“ gemäß 
§6 BauNVO eingestuft.  
 
Die vorhandene Bebauung Harpel 1 (vgl. Immissionsort 7) 
und Püngel 1 (vgl. Immissionsort 6) und Auf der Heide 1 
(vgl. Immissionsort 8) befindet sich gemäß BauGB § 35 im 
Außenbereich und ist daher schalltechnisch als Mischge-
biet gemäß BauNVO § 6 einzustufen.  

 
Es sind demnach an allen zur Bestimmung der Emissions-
kontingente geeigneten Immissionsorten folgende Orientie-
rungswerte gemäß DIN 18005 einzuhalten: 

MI-Gebiet (gem. §6 BauNVO) 
für IO4 – IO8 

   

Lr, Tag (06.00-22.00 Uhr) = 60 dB(A) 
Lr, Nacht (22.00 - 06.00 Uhr) = 45 dB(A) 
 

 

WA-Gebiet (gem. §4 BauNVO) 
für IO 1 – IO3 

   

Lr, Tag (06.00-22.00 Uhr) = 55 dB(A) 
Lr, Nacht (22.00 - 06.00 Uhr) = 40 dB(A) 
 

 
 Das Ergebnis ist der Beurteilungspegel Lr, der mit den  

Orientierungswerten zu vergleichen ist. 
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5.2 Auswahl von geeigneten Immissionsorten zur Bestimmung 

der Emissionskontingente 
 
Mit den Immissionsorten 1 bis 8 (vgl. Lageplan Anlage 6.1) 
wurde die Untersuchung auf den gesamten Einwirkungsbe-
reich ausgedehnt, so dass bei Einhaltung der Planwerte an 
diesem Ort auch im übrigen Einwirkungsbereich keine 
Überschreitungen von Planwerten zu erwarten ist. 
 
 
 

5.3 Festlegen der Planwerte 
 
Wenn ein Immissionsort j nicht bereits vorbelastet ist, ist für 
ihn der Planwert gleich dem Gesamt-Immissionswert LGI für 
das Gebiet, in dem er liegt. Sonst ist der Pegel Lvor,j der Vor-
belastung zu ermitteln und der Planwert LPI,j nach der Glei-
chung: 

LPI,j = 10 lg (10 0,1LGI,j / dB - 10 0,1 Lvor,j / dB ) dB 

zu berechnen. 
 
Anmerkung: Eine planerische Vorbelastung kann vorsorglich auch 

für Geräusche aus Gebieten angenommen werden, die 
für die Planung erst vorgesehen ist. 

 
Die zur Bestimmung der Emissionskontingente geeigneten 
Immissionsorte unterliegen einer Vorbelastung aus den ge-
werblichen genutzten Flächen der rechtsverbindlichen Be-
bauungspläne Nr. 7 „Haskamps Esch“.  
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5.4 Festsetzen von Teilflächen 

 
Wenn ein Immissionsort j nicht bereits vorbelastet ist, ist für 
ihn der Planwert gleich dem Gesamt-Immissionswert LGI für 
das Gebiet, in dem er liegt.  
 
In diesem Fall unterliegen die zur Bestimmung der Emissi-
onskontingente geeigneten Immissionsorte 1 bis 8 einer 
Vorbelastung aus den gewerblich genutzten Flächen des 
Bebauungsplanes Nr. 7 "Haskamps Esch". Für die Gewer-
beflächen sind in den textlichen Festsetzungen keine Ge-
räuschkontingente festgesetzt worden. Es wird aber davon 
ausgegangen, dass diese Vorbelastung den für die Immis-
sionsorte 1 - 3 erlaubten Gesamtimmissionswert von 55/40 
dB(A) tags/nachts und für die Immissionsorte 4 - 8 den er-
laubten Gesamtimmissionswert von 60/45 dB(A) 
tags/nachts bereits ausschöpft.  
 
Die Planwerte werden daher so bestimmt, dass die geplan-
ten Gewerbelärmeinwirkungen der zu kontingentierenden 
Gewerbegebiete an diesen Immissionsorten nicht relevant 
zur Gewerbelärmgesamtbelastung beitragen. Gemäß der 
TA-Lärm ist in der Regel ein Immissionsbeitrag im Hinblick 
auf den Gesetzeszweck als nicht relevant anzusehen, 
wenn die Zusatzbelastung (hier Teilflächen 1 bis 7 der Er-
weiterung der Gewerbeflächen) die Immissionsrichtwerte 
an den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 6 
dB unterschreitet. Damit die festzulegenden Emissionskon-
tingente für die geplanten Gewerbeflächen diese Vorgabe 
einhalten, ermitteln sich für die Immissionsorte 1 bis 7 fol-
gende Planwerte: 
 
Tabelle 1: Planwerte aufgrund der Vorbelastung 

Immis- Nutzung Planwerte 
sions gem.   

ort BauNVO Tag Nacht 

IO 1 WA 49 34 

IO 2 WA 49 34 

IO 3 WA 49 34 

IO 4 MI 54 39 

IO 5 MI 54 39 

IO 6 MI 54 39 

IO 7 MI 54 39 

IO 8 MI 54 39 
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Das Plangebiet wird in insgesamt 7 Teilflächen (TF 1 bis  
TF 7, vgl. Lageplan Anlage 6.1) gegliedert, für die Ge-
räuschkontingente bestimmt werden.  
 
Dabei werden die Flurstücke 97/17, 102/5 und 104/6 jeweils 
ganz und 97/10, 99/4, 102/7, 103/5 und 104/5 jeweils teil-
weise als Teilflächen 1 - 3 benannt. 
 
Das Flurstück 104/2 wird in die Teilflächen 4 – 7 gegliedert. 
 
Und die geplante Zuwegung über das Flurstück 102/6 wird 
der Teilfläche 3 zugeschlagen. 
 
 
 
 
 

5.5 Bestimmen der festzusetzenden Emissionskontingente 
 

Die Emissionskontingente LEK,i sind für die sieben Teilflä-
chen TF 1 bis TF 7 in ganzen Dezibel so festzulegen, dass 
an den untersuchten Immissionsorten 1 bis 8 der Planwert 
LPI,j durch die energetische Summe der Immissionskontin-
gente LIK,i,j eingehalten wird. 
 
Es werden für die als Gewerbegebiet auszuweisenden Teil-
flächen 1 bis 7 folgende Emissionskontingente vergeben: 

Teilfläche LEK, tags LEK, nachts 

TF 1 59 44 

TF 2 59 44 

TF 3 63 48 

TF 4 63 48 

TF 5 60 45 

TF 6 59 44 

TF 7 60 45 
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Die Berechnung wird mit dem Rechenprogramm 
SoundPLAN durchgeführt, das die Teilflächen TF 1 bis  
TF 7 in ausreichend kleine Flächenelemente unterteilt. Bei 
dieser Berechnung wird kein 3-dimensionales Modell 
benötigt, da nur der horizontale Abstand ausgewertet wird. 
Insofern kann auf die Angabe von Aufpunkthöhen für die 
Immissionsorte und auf die Angabe von Quellenhöhen für 
die Teilflächen verzichtet werden. Der Schalldruckpegel an 
einem Immissionsort wird nach DIN ISO 9613-2 berechnet. 
Die Berechnungsergebnisse sind in der Anlage 6.2 
enthalten. 
 
 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Emissi-
onskontingente ergeben sich die folgenden Emissions-
kontingente LEK für die Teilflächen 1 bis 7 und die hie-
raus berechneten Immissionskontingente für den un-
tersuchten Immissionsorte 1 bis 8 in dB: 
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5.6 Erhöhung der Emissionskontingente für einzelne Rich-

tungssektoren 
 
Wenn durch die festgesetzten Emissionskontingente an 
Immissionsorten in bestimmten Richtungssektoren in der 
Umgebung des Plangebiets die Planwerte nicht 
ausgeschöpft werden, können für diese Richtungssektoren 
gemäß Anhang A.2 der DIN 45691 Zusatzkontingente 
zugelassen werden. Die Lage der Richtungssektoren A bis 
F ist im Lageplan der Anlage 6.1 und den 
Berechnungsprotokollen der Anlage 6.2 dargestellt.  
 
Innerhalb des Plangebietes wird nach der DIN 45691 der 
folgende Bezugs- bzw. Referenzpunkt nach UTM-
Koordinaten vergeben: 

Bezugspunkt: X= 393014,34 Y= 5864414,50 
 
Von diesem Bezugspunkt ausgehend werden ein oder 
mehrere Richtungssektoren k fixiert. Die Zusatzkontingente 
sind auf ganze Dezibel abgerundet worden. Um das Gebiet 
noch besser ausnutzen zu können, werden 
Zusatzkontingente für einzelne Richtungssektoren 
verwendet, die in Richtung der Immissionsorte wirken, an 
denen das Geräuschkontingent nicht voll ausgeschöpft 
werden konnte. Die Zusatzkontingente sind für die 
zukünftige Nutzung als Aufschlag auf die bereits ermittelten 
Emissionskontingente für die einzelne Richtungen zu 
verstehen. Die daraus resultierenden Bereiche innerhalb 
der Richtungssektoren A bis F können zusätzlich mit den 
berechneten Pegeln belastet werden, da die davon 
betroffene Nutzung am Immissionsort eine weitere 
Belastung bis zum Richtwert erhalten darf.  
 
Für die Richtungssektoren A bis F erhöhen sich die 
Emissionskontingente LEK um folgende Zusatzkontingente: 

Tabelle 2: Zusatzkontingente tags und nachts in dB(A) 

Sektor Anfang Ende EK, zus. T EK, zus. N 

A 27 67 2 2 

B 67 149 0 0 

C 149 269 10 10 

D 269 332 4 4 

E 332 355 0 0 

F 355 27 6 6 

 
Richtungssektoren beginnen von Nord = 0° im Uhrzeigersinn. 
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5.7 Festsetzungen im Bebauungsplan 
 

In den textlichen Festsetzungen sind die Werte der Emissi-
onskontingente anzugeben. Dafür wird folgende Formulie-
rung empfohlen: 

Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen) deren 
Geräusche die in der folgenden Tabelle angegebenen  
Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags 
(6.00 h - 22.00 h) noch nachts (22.00 h - 6.00 h) 
überschreiten: 

Teilfläche LEK, tags LEK, nachts 

TF 1 59 44 

TF 2 59 44 

TF 3 63 48 

TF 4 63 48 

TF 5 60 45 

TF 6 59 44 

TF 7 60 45 

 
Für die im Plandargestellten Richtungssektoren A bis F 
erhöhen sich die Emissionskontingente LEK um folgende 
Zusatzkontingente: 
 

Sektor Anfang Ende EK, zus. T EK, zus. N 

A 27 67 2 2 

B 67 149 0 0 

C 149 269 10 10 

D 269 332 4 4 

E 332 355 0 0 

F 355 27 6 6 
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Im baurechtlichen oder immissionsschutzrechtlichen  
Genehmigungsverfahren ist die planungsrechtliche  
Zulässigkeit eines Vorhabens (Betrieb oder Anlage) zu 
prüfen. Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691, 
Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) und (7) für die 
Immissionsorte j im Richtungssektor k das 
Emissionskontingent LEK,j der einzelnen Teilflächen durch 
LEK,j + LEK, zus. K zu ersetzen ist. 

 
Als Referenzpunkt für die Richtungssektoren gelten fol-
gende UTM-Koordinaten: 

Bezugspunkt: X= 393014,34 Y= 5864414,50 
 
Für ein Vorhaben ist somit zu überprüfen, ob die für das 
Betriebsgrundstück zugeordneten Emissionskontingente, 
durch die gemäß TA-Lärm berechneten Beurteilungspegel 
sämtlicher vom Vorhaben ausgehenden Geräusche an den 
benachbarten Immissionsorten eingehalten werden. 
 
Entsprechend der DIN 45691 kann eine Relevanzgrenze 
für die Beurteilung von Vorhaben festgesetzt werden. Die 
Regelung der DIN 45691 Abschnitt 5 bezieht sich auf den 
Nachweis im Genehmigungsverfahren und nicht auf die 
Festsetzungen im Bebauungsplan. Die Relevanzgrenze 
dient der Vermeidung von Untersuchungen für 
Lärmemissionen, die aufgrund ihrer Geringfügigkeit 
ohnehin nicht zu relevanten Lärmbelastungen führen. Dies 
ist dann der Fall, wenn die einzelnen Immissionen der zu 
beurteilenden Anlage die Richtwerte an den maßgeblichen 
Immissionsorten um mindestens 15 dB(A) 
(Relevanzgrenze nach DIN 45691) unterschreiten. Die 
Gemeinde kann jedoch die Anwendung der "Summation 
und der Relevanzgrenze" nach Abschnitt 5 der DIN 45691 
durch Festsetzung ausschließen. 
 
Durch geeignete Abschirmmaßnahmen zu den  
Immissionsorten können auch höhere Emissionskontin-
gente genutzt werden. Dies ist gegebenenfalls nachzuwei-
sen. 

.............................. 
  



BÜRO FÜR LÄRMSCHUTZ 18  

 
 Der Unterzeichner erstellte das Gutachten unabhängig und 

seiner Bestallung gemäß nach bestem Wissen und Gewis-
sen. 

 
 Als Grundlage für die Feststellungen und Aussagen des 

Sachverständigen dienten die vorgelegten und im Gutach-
ten erwähnten Unterlagen, sowie die Auskünfte der Betei-
ligten. 

 
 
 
 B Ü R O  F Ü R  L Ä R M S C H U T Z 
 
 26871 Papenburg, den 24.03.2022 
 Tel.: 04961/5533 Fax: 5190 
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6.1 Lageplan, M. 1 : 3.000 
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Gemeinde Wippingen, Hauptstraße 25 in 26892 Dörpen

Projekt: Erweiterung Gewerbegebiet, Gemeinde Wippingen

Projekt-Nr. Ord.Nr. 18 07 2512

Anlage

6.1

Vorberechnung Geräuschkontingente März 2022

Bearbeiter: Jacobs / Kohnen

Erstellt am: 24.03.2022
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6.2 BerechnungsprotokolleEmissionskontingente 
 



Kontingentierung für: Tageszeitraum

Immissionsort 1 2 3 4 5 6 7 8

Gesamtimmissionswert L(GI) 55,0 55,0 55,0 60,0 60,0 60,0 60,0 60,0

Geräuschvorbelastung L(vor) -6,0 -6,0 -6,0 -6,0 -6,0 -6,0 -6,0 -6,0

Planwert L(PI) 49,0 49,0 49,0 54,0 54,0 54,0 54,0 54,0

Teilpegel

Teilfläche Größe [m²] L(EK)

TF 1 7463,0 59

TF 2 9507,4 59

TF 3 5411,1 63

TF 4 11322,2 63

TF 5 10053,4 60

TF 6 13301,5 59

TF 7 13622,9 60

1 2 3 4 5 6 7 8

42,4 43,5 45,2 46,0 42,3 35,0 34,1 30,2

39,8 40,4 41,3 42,8 40,2 36,7 36,5 32,1

37,7 38,0 38,5 40,1 38,0 37,4 38,5 35,4

39,0 39,2 39,6 40,7 39,4 40,4 42,4 39,2

36,3 36,6 36,9 37,3 37,0 38,9 41,5 34,2

37,2 37,3 37,5 37,2 38,2 42,3 45,7 33,0

38,4 38,5 38,5 37,3 39,7 49,4 52,1 32,8

Immissionskontingent L(IK) 47,6 48,1 49,0 49,9 48,0 51,3 53,9 43,2

Unterschreitung 1,4 0,9 0,0 4,1 6,0 2,7 0,1 10,8

Erweiterung Gewerbegebiet, Gemeinde Wippingen
RNAT0200 - Geräuschkontingentierung

Büro für Lärmschutz    Weißenburg 29    26871 Papenburg   
Tel.:04961/5533
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Kontingentierung für: Nachtzeitraum

Immissionsort 1 2 3 4 5 6 7 8

Gesamtimmissionswert L(GI) 40,0 40,0 40,0 45,0 45,0 45,0 45,0 45,0

Geräuschvorbelastung L(vor) -6,0 -6,0 -6,0 -6,0 -6,0 -6,0 -6,0 -6,0

Planwert L(PI) 34,0 34,0 34,0 39,0 39,0 39,0 39,0 39,0

Teilpegel

Teilfläche Größe [m²] L(EK)

TF 1 7463,0 44

TF 2 9507,4 44

TF 3 5411,1 48

TF 4 11322,2 48

TF 5 10053,4 45

TF 6 13301,5 44

TF 7 13622,9 45

1 2 3 4 5 6 7 8

27,4 28,5 30,2 31,0 27,3 20,0 19,1 15,2

24,8 25,4 26,3 27,8 25,2 21,7 21,5 17,1

22,7 23,0 23,5 25,1 23,0 22,4 23,5 20,4

24,0 24,2 24,6 25,7 24,4 25,4 27,4 24,2

21,3 21,6 21,9 22,3 22,0 23,9 26,5 19,2

22,2 22,3 22,5 22,2 23,2 27,3 30,7 18,0

23,4 23,5 23,5 22,3 24,7 34,4 37,1 17,8

Immissionskontingent L(IK) 32,6 33,1 34,0 34,9 33,0 36,3 38,9 28,2

Unterschreitung 1,4 0,9 0,0 4,1 6,0 2,7 0,1 10,8

Erweiterung Gewerbegebiet, Gemeinde Wippingen
RNAT0200 - Geräuschkontingentierung

Büro für Lärmschutz    Weißenburg 29    26871 Papenburg   
Tel.:04961/5533
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Vorschlag für textliche Festsetzungen im Bebauungsplan:
Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Tabelle angegebenen 
Emissionskontingente L{EK} nach DIN45691 weder tags (6:00 - 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 - 6:00 Uhr) überschreiten.

Emissionskontingente

Teilfläche L(EK),T L(EK),N

TF 1 59 44

TF 2 59 44

TF 3 63 48

TF 4 63 48

TF 5 60 45

TF 6 59 44

TF 7 60 45

Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5.

Erweiterung Gewerbegebiet, Gemeinde Wippingen
RNAT0200 - Geräuschkontingentierung

Büro für Lärmschutz    Weißenburg 29    26871 Papenburg   
Tel.:04961/5533
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Vorschlag für textliche Festsetzungen im Bebauungsplan:
Für in den im Plan dargestellten Richtungssektoren A bis F liegende Immissionsorte darf in den Gleichungen (6) und (7) der 
DIN45691 das Emissionskontingent L{EK} der einzelnen Teilflächen durch L{EK}+L{EK,zus} ersetzt werden
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E 332,0 355,0 0 0
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Erweiterung Gewerbegebiet, Gemeinde Wippingen
RNAT0200 - Geräuschkontingentierung

Büro für Lärmschutz    Weißenburg 29    26871 Papenburg   
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Bezirksstelle Emsland 
Außenstelle Aschendorf-Hümmling 
Dr.-Horstmann-Straße 7 
26871 Aschendorf 
Telefon 04962 9183 - 0 
Telefax 04962 9183 - 33 

Landwirtschaftskammer Niedersachsen ● Dr.-Horstmann-Str. 7 ● 26871 Aschendorf 
 

 

      

 

Gemeinde Wippingen (SG Dörpen) 

Postfach 11 40 

26888 Dörpen 

      

      

 

 

Internet: www.lwk-niedersachsen.de 

Bankverbindung 
Landessparkasse zu Oldenburg 
BLZ 280 501 00 | Kto 000 199 4599 
 
IBAN: DE79280501000001994599 
SWIFT-BIC: SLZODE22XXX 
 
Steuernr.: 64/219/01445 
USt-IdNr.: DE245610284 

  

Ihr Zeichen Unser Zeichen Ansprechpartner | in Durchwahl E-Mail Datum 

09/511.11/2021-0001 2021001 Frau Diekmann 9183-42 margot.diekmann@lwk-nieder-
sachsen.de 

09.12.2021 

Bauleitplanung der Gemeinde Wippingen 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 „Zweite Erweiterung Haskamps Esch“ 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 Bauge-

setzbuch (BauGB) 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zu dem o. g. Vorhaben nehmen wir wie folgt Stellung: 

Die Gemeinde Wippingen plant die Erweiterung des Gewerbegebietes südöstlich der Orts-

lage. Das o. g. Plangebiet mit einer Größe von ca. 2,2 ha und der vorgesehenen Nutzung als 

„Gewerbegebiet“ liegt innerhalb von Immissionsschutzradien landwirtschaftlicher Betriebe mit 

Viehhaltung. Daher wurde vom TÜV Nord ein Geruchsgutachten angefertigt. 
Nach dem Gutachten vom 27.06.2019 werden die Immissionsgrenzwerte nach der Immissions-
richtlinie (GIRL) für Gewerbegebiete von 15 % der Jahresstunden eingehalten.  
Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen somit keine Bedenken gegen die o. a. Planung. 

 

Das Forstamt Weser-Ems äußert sich zum o. g. Vorhaben wie folgt: 

Bei der oben genannten Maßnahme ist nach dem Planvorhaben direkt Wald im Sinne des § 2 

NWaldLG in der neusten Fassung vom 11.11.2020 betroffen. Die überplante Waldfläche ist min-

destens im Verhältnis 1:1 in möglichst unmittelbarem Einzugsbereich auszugleichen. Bei Ersatz-

und Ausgleichsflächen (Ersatzaufforstungen) sollte das Forstamt Weser-Ems beratend hinzugezo-

gen werden. 

Ansonsten bestehen aus Sicht des Forstamtes Weser-Ems keine Bedenken gegen das Vorha-

ben 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Margot Diekmann 

 

Durchschrift ergeht an: Forstamt Weser-Ems, Osnabrück (per E-Mail) 

— 

● 

http://www.lwk-niedersachsen.de/


AW: TÖB: Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 "Zweite Erweiterung Haskamps Esch"
ID[|#1695324880#40348510#73f019a#|]
"info@ewe-netz.de" <info@ewe-netz.de>
An:  "Samtgemeinde, Bauamt"
Datum:  10.11.2021 11:27:53

Guten Tag Frau Kunz,

vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses als Träger öffentlicher Belange.

Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden sich Versorgungsleitungen und/oder Anlagen der EWE NETZ GmbH.

Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und Standorten (Bestand) grundsätzlich zu erhalten und dürfen weder beschädigt,
überbaut, überpflanzt oder anderweitig gefährdet werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und Anlagen durch Ihr Vorhaben
weder technisch noch rechtlich beeinträchtigt werden.

Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpassung unserer Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neuherstellung der
Anlagen an anderem Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsarbeiten ergeben, sollen dafür die gesetzlichen Vorgaben und die anerkannten
Regeln der Technik gelten. Gleiches gilt auch für die gegebenenfalls notwendige Erschließung des Plangebietes mit Versorgungsleitungen und
Anlagen durch EWE NETZ. Bitte planen Sie in diesem Fall Versorgungsstreifen bzw. -korridore gemäß DIN 1998 (von min. 2,2 m für die
Erschließung mit Telekommunikationslinien, Elektrizitäts- und Gasversorgungsleitungen) sowie die Bereitstellung notwendiger
Stationsstellplätze mit ein.

Die Kosten der Anpassungen bzw. Betriebsarbeiten sind von dem Vorhabenträger vollständig zu tragen und der EWE NETZ GmbH zu erstatten,
es sei denn der Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende Kostentragung vertraglich geregelt.

Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anregungen vorzubringen.

Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubeziehen und uns frühzeitig zu beteiligen. Dies gilt auch für den Fall der Erschließung
des Plangebietes mit Versorgungsleitungen durch EWE NETZ, denn hierfür sind beispielsweise Lage und Nutzung der Versorgungsleitung und
die sich daraus ableitenden wirtschaftlichen Bedingungen wesentliche Faktoren.

Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt und verändern sich dabei. Dies kann im betreffenden Planbereich über die Laufzeit Ihres
Verfahrens/Vorhabens zu Veränderungen im zu berücksichtigenden Leitungs- und Anlagenbestand führen. Wir freuen uns Ihnen eine stets
aktuelle Anlagenauskunft über unser modernes Verfahren der Planauskunft zur Verfügung stellen zu können - damit es nicht zu
Entscheidungen auf Grundlage veralteten Planwerkes kommt. Bitte informieren Sie sich deshalb gern jederzeit über die genaue Art und Lage
unserer zu berücksichtigenden Anlagen über unsere Internetseite:
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen.

Haben Sie weitere Fragen? Sie erreichen Ihren Ansprechpartner Frau Wernicke unter der folgenden Rufnummer: 04471 7011-295.

Freundliche Grüße 

Svenja Wernicke

EWE NETZ GmbH
Emsteker Str. 60, 49661 Cloppenburg

i nfo@e we -ne tz.de
Inte rne t: www.e we -ne tz.de  

Ha nde l s re gi s te r Amts ge ri cht Ol de nburg, HRB 5236 
Vors i tze nde r de s  Aufs i chts ra te s : Dr. Urba n Ke us s e n
Ge s chä fts führung: Tors te n Ma us  (Vors i tze nde r) Jörn Ma chhe i t

---- Ursprüngliche Nachricht ----

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
file:///E:/ENAIO/services/OS_Documentviewer/data/temp/20231107.095957.234-512538-toPdf/377eaee7-7403-48ab-b9f6-f1b6dae937cb/www.ewe-netz.de


Von: Kunz@doerpen.de
Empfangen: 02.11.2021 11:39:47
An: Amt für Regionale Landentwicklung Weser-Ems, Meppen ""(elke.glogerjakobs@arl-we.niedersachsen.de);Bischöfliches Generalvikariat
Osnabrück (liegenschaften@bistum-os.de);Bundesamt für Infrastruktur Umweltschutz und Dienstleistungen Ref. Infra I 3
(BAIUDBwToeB@bundeswehr.org);Bundesanstalt für Immobilienaufgaben Hauptstelle Portfoliomanagement
(Toeb.ni@bundesimmobilien.de);Deutsche Bahn AG Immobilien (DB.DBImm.NL.HMB.Postfach@deutschebahn.com);Deutsche Glasfaser
Netzentwicklung GmbH (info@deutsche-glasfaser.de);Deutsche Telekom Technik GmbH T NL Nord PTI 12 (T-NL-N-PTI-12-
Planungsanzeigen@telekom.de);Energieversorgung Weser-Ems (info@ewe-netz.de);Forstamt Ankum (poststelle@nfa-
ankum.niedersachsen.de);Freiwillige Feuerwehr Kluse (frank.duethmann@ewetel.net);Gemeinde Rhede (gemeinde@rhede-
ems.de);Handwerkskammer Osnabrück (bauleitplanung@hwk-osnabrueck.de);Industrie- und Handelskammer Osnabrück
(ihk@osnabrueck.ihk.de);Kirchenkreisamt Meppen (frank.immisch@evlka.de);Landesamt für Bergbau, Energie u. Geologie ('toe""b-
beteiligung@lbeg.niedersachsen.de');Landesamt für Geoinformation & Landesvermessung Niedersachsen Katasteramt Papenburg (postfach-
os-mep@lgln.niedersachsen.de);Landkreis Emsland (bauleitplanung_el@emsland.de);Landwirtschaftskammer Emsland Außenstelle
Aschendorf (AST.Aschendorf@lwk-niedersachsen.de);Landwirtschaftskammer Niedersachsen Forstamt Weser-Ems;Nds. Landesbehörde für
Straßenbau und  Verkehr (poststelle-lin@nlstbv.niedersachsen.de);Nds. Landesbetrieb für Wasserwirtschaft Küsten- & Naturschutz Meppen
(poststelle.mep@nlwkn.niedersachsen.de);Samtgemeinde Lathen (bauleitplanung@lathen.de);Samtgemeinde Nordhümmling
(info@nordhuemmling.de);Samtgemeinde Sögel (bauwesen@soegel.de);Staatl. Baumanagement Osnabrück-Emsland (poststelle@sb-
oe.niedersachsen.de);Staatl. Gewerbeaufsichtsamt Emden (Poststelle@gaa-emd.niedersachsen.de);Stadt Papenburg
(stadtplanung@papenburg.de);Unterhaltungsverband Kreishaus (post@kreisverband-aschendorf.de);Vodafone Kabel Deutschland GmbH
(koordinationsanfragen.de@vodafone.com);Wasser- und Schiffahrtsamt Meppen (rolf.lehmann@wsv.bund.de);Wasserverband Hümmling
(info@wasserverband-huemmling.de);Wehrtechnische Dienststelle 91 (wtd91010infrastruktur@bundeswehr.org)
Cc: "hermann.gerdes@emsland.de" <hermann.gerdes@emsland.de>
Betreff: TÖB: Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 "Zweite Erweiterung Haskamps Esch"

> Sehr geehrte Damen und Herren,
> 
>  
> 
> anliegendes Schreiben der Gemeinde Wippingen übersende ich mit der Bitte um Ihre Stellungnahme bis zum 10.12.2021
> 
>  
> 
>  
> 
> Mit freundlichen Grüßen
> 
> Im Auftrage
> 
> Monika Kunz 
> 
>  
> 
> Monika Kunz 
> 
> Fachbereich Planen und Bauen
> 
> Hauptstraße 25  |  26892 Dörpen 
> 
> Tel.: 04963/402-408 | Fax: 04963/402-420
> 
> E-Mail: kunz@doerpen.de
> 
> Internet: www.doerpen.de (http://www.doerpen.de/)
> 
> Bitte denken Sie an die Umwelt, bevor Sie diese E-Mail ausdrucken.



Wippingen, BPlan Nr. 23 "Zweite Erweiterung Haskamps Esch" nach §4(1) BauGB; Ihr
Schreiben 09/511.11/2021-0001 vom 02.11.2021; Dazu Stellungnahme
"Christian.Diedrich@telekom.de" <Christian.Diedrich@telekom.de>
An:  "Kunz, Monika"
Datum:  03.12.2021 08:09:39

Sehr geehrte Frau Kunz,
 
die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:
 
Die Telekom hat bezüglich der o. g. Bauleitplanung derzeit weder Anregungen noch Bedenken.
 
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen
Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen
Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit frei gehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit
Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Arbeiten über die Lage der
zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Telekommunikationslinien der Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu
beachten.
 
 
Mit freundlichen Grüßen
Christian Diedrich 
DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH  
Technische Infrastruktur Niederlassung Nord
PTI 12
Betrieb
Bauleitplanung
Christian Diedrich
Hannoversche Str. 6 -8, 49084 Osnabrück 
+49 541 333 6107 (Tel.)
0151 76995700 (Mobil.)
E-Mail: Christian.Diedrich@telekom.de
 

mailto:Christian.Diedrich@telekom.de


0228 5504-

durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebene Planung werden 
Belange der Bundeswehr

kunz@doerpen.de

03.11.2021

K-II-1696-21

Bebauungsplan Nr. 23 "Zweite Erweiterung Haskamps Esch" der Gemeinde Wippingen

berührt, jedoch nicht beeinträchtigt.

Das Plangebiet befindet sich in der Nähe des Schießplatzes der WTD 91. Von dem 
dortigen Erprobungsbetrieb gehen nachteilige Immissionen, insbesondere 
Schießlärm, auf das Plangebiet aus. Es handelt sich um eine bestandsgebundene 
Situation mit ortsüblicher Vorbelastung. Für die in Kenntnis dieses Sachverhaltes 
errichteten baulichen Anlagen können gegen die Betreiber dieses Platzes (WTD 91 
Meppen) keinerlei Abwehr- und Entschädigungsansprüche geltend gemacht werden. 
Es wird empfohlen, den Immissionen durch geeignete Gebäudeanordnung sowie 
durch bauliche Schallschutzmaßnahmen zu begegnen.

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr

Nur per E-Mail

Aktenzeichen Ansprechperson Datum,

45-60-00 /

BETREFF

Anforderung einer Stellungnahme;

BEZUG Ihr Schreiben vom

Sehr geehrte Damen und Herren,

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der Planung 
seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände.

Frau

Gemeinde Wippingen
Hauptstraße 25
26892 Dörpen

Pampuch 5290

Telefon E-Mail

baiudbwtoeb@bundeswehr.org

hier:

- Ihr Zeichen: 09/511.11/2021-000102.11.2021

gemäß § 4 Abs. 1 BauGBBeteiligung als Träger öffentlicher Belange

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. INFRASTRUKTUR

WWW.BUNDESWEHR.DE

BUNDESAMT FÜR
INFRASTRUKTUR, 
UMWELTSCHUTZ UND
DIENSTLEISTUNGEN DER 
BUNDESWEHR                         
                                                   
                                                   
                   
                                           
Fontainengraben 200
53123 Bonn                  
Postfach 29 63
53019 Bonn

Tel. 	+ 49 (0) 228 5504-
Fax	 + 49 (0) 228 55489-5763

REFERAT INFRA I 3

5290
Allgemeine Information: Im Zuge der Digitalisierung bitte ich Sie, Ihre Unterlagen in digitaler Form(E-Mail 
/Internetlink) bereitzustellen und an den Organisationsbriefkasten BAIUDBwToeB@bundeswehr.org zu senden. 
Diese Vorgehensweise führt zu einer effizienten Arbeitsweise und schont die Umwelt. Sollte dies nicht möglich 
sein, bitte ich um Übersendung als Datenträger (CD, DVD, USB-Stick).
Postalisch übermittelte Antragsunterlagen werden nur auf ausdrücklichen Wunsch zurückgesandt.



Evtl. Antworten/Rückfragen senden Sie bitte unter Verwendung unseres Zeichens K-
II-1696-21-BBP ausschließlich an folgende Adresse:
BAIUDBwToeB@bundeswehr.org

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. INFRASTRUKTUR

WWW.BUNDESWEHR.DE

Pampuch

Mit freundlichen Grüßen   
Im Auftrag

Allgemeine Information: Im Zuge der Digitalisierung bitte ich Sie, Ihre Unterlagen in digitaler Form(E-Mail 
/Internetlink) bereitzustellen und an den Organisationsbriefkasten BAIUDBwToeB@bundeswehr.org zu senden. 
Diese Vorgehensweise führt zu einer effizienten Arbeitsweise und schont die Umwelt. Sollte dies nicht möglich 
sein, bitte ich um Übersendung als Datenträger (CD, DVD, USB-Stick).
Postalisch übermittelte Antragsunterlagen werden nur auf ausdrücklichen Wunsch zurückgesandt.



Bauleitplanung der Gemeinde Wippingen: Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23
"Zweite Erweiterung Haskamps Esch" frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher
Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB
"thurm@osnabrueck.ihk.de" <thurm@osnabrueck.ihk.de>
An:  "Kloppenburg, Nina"
Datum:  09.12.2021 18:15:13

Bauleitplanung der Gemeinde Wippingen: 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 "Zweite Erweiterung Haskamps Esch" 
frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

Sehr geehrte Frau Kloppenburg, 

die Industrie- und Handelskammer Osnabrück - Emsland - Grafschaft Bentheim trägt zum gegenwärtigen Zeitpunkt bezüglich der o. g. Planung
(Ausweisung von Gewerbegebietsfläche) keine Bedenken vor. Das Verfahren befindet sich zurzeit im frühzeitigen Beteiligungsverfahren gemäß § 4 Abs.
1 BauGB. Da noch nicht alle beurteilungsrelevanten Unterlagen vorliegen, ist diese Stellungnahme nicht als abschließend zu verstehen. 

Es werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für Neuansiedlungs- und Erweiterungsmöglichkeiten von neuen und bestehenden
Gewerbebetrieben geschaffen. Mit der Angebotsplanung wird die Wirtschaftskraft der Mitgliedsgemeinde Wippingen erhalten bzw. weiter gestärkt. Die
neuen Bauflächen bewirken eine sinnvolle Arrondierung bzw. Erweiterung der bereits vorhandenen Ansätze und sind daher auch aus städtebaulichen
Gründen zu begrüßen. Wir begrüßen die Planung im Hinblick auf eine weitere, qualifizierte Gewerbeentwicklung. Zudem werden mit der Planung die
Ziele einer regionalen Wirtschaftsförderung verfolgt. Bei der Besiedlung der gewerblichen Bauflächen muss mit erhöhtem Schwerverkehr gerechnet
werden. Die Verkehrsführung ist an die entsprechenden lokalen Erfordernisse anzupassen. 

Im Umfeld des Plangebietes befinden sich schutzbedürftige Nutzungen. Wir gehen davon aus, dass die zu treffenden Maßnahmen und Festsetzungen
zur Bewältigung von eventuellen Konflikten im Bereich des Immissionsschutzes geeignet sind, sodass Nutzungskonflikte gar nicht erst entstehen.
Grundsätzlich sollten Gewerbe- und Industriebetriebe nicht mit Auflagen zum aktiven Schallschutz, Belastungen oder Nutzungseinschränkungen
betriebswirtschaftlich belastet werden. Dies lehnen wir im Sinne der gewerblichen Standortsicherung ab. 

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens haben wir die Unternehmen Georg Johanning Transporte, Lohnunternehmen Speller GmbH und HAWE Wester
GmbH & Co. KG beteiligt. Die ggf. seitens der Unternehmen vorgebrachten Anregungen bitten wir zu berücksichtigen. Die Umsetzung der Planung, auch
hinsichtlich der Festsetzung von Schallemissionskontingenten, sollte nur im Einvernehmen mit den betroffenen Unternehmen erfolgen. Sollten uns
weitere Anmerkungen zugehen, werden wir ergänzend vortragen. 

Zum erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung im Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB, der hauptsächlich in diesem Verfahrensgang
ermittelt werden soll, haben wir weder Hinweise noch Anregungen.

Freundliche Grüße

Anja Thurm
Sachbearbeiterin Standortentwicklung

Industrie- und Handelskammer
Osnabrück - Emsland - Grafschaft Bentheim
Standortentwicklung, Innovation und Umwelt

Tel.: +49 541 353-213
Fax: +49 541 353-99213
E-Mail: thurm@osnabrueck.ihk.de
Internet: www.osnabrueck.ihk24.de
Neuer Graben 38, 49074 Osnabrück

Aktuell und kompakt: Unser wöchentlicher Newsletter informiert Sie über Wirtschaftsthemen und Veranstaltungen!

Die IHK auf Facebook, Twitter, XING, Instagram und Youtube:   

          

Ihre Meinung ist gefragt! Hier können Sie uns Anregungen geben, Lob aussprechen oder Kritik äußern.

mailto:thurm@osnabrueck.ihk.de
http://www.osnabrueck.ihk24.de/
https://news.osnabrueck.ihk.de/anmeldung.jsp
https://www.facebook.com/ihk.os.el.gb
http://twitter.com/IHK_OS_EL_GB
http://www.xing.com/company/ihk-osnabrueck-emsland-grafschaft-bentheim
https://www.instagram.com/ihk.os.el.gb
https://www.youtube.com/channel/UCibIZLsciHSckf8pAEK5skw
https://www.etracker.de/ccr?et=B091bx&etcc_cmp=Bewertungsformular&etcc_med=SEO&etcc_grp=&etcc_par=&etcc_ctv=&et_cmp_seg5=&etcc_url=https%25253A%25252F%25252Fwww.osnabrueck.ihk24.de%25252Fbewertung


  

 
Gewerbeaufsicht 
in Niedersachsen 

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt 
Emden 

 
Behörde für Arbeits-, Umwelt- und 
Verbraucherschutz 

 

  Sprechzeiten 

Mo-Do: 9:00 - 15:00 Uhr 
Freitag: 9:00 - 12:00 Uhr 
oder nach Vereinbarung 

 Telefon 04921 9217-0 
Fax 04921 9217-58/59 
E-Mail poststelle@gaa-emd.niedersachsen.de 
DE-Mail:  emden@gewerbeaufsicht-niedersachsen.de-mail.de 
Internet www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de 

 Bankverbindung 

Norddeutsche Landesbank 
IBAN: DE97 2505 0000 0106 0252 65 
SWIFT-BIC: NOLADE2H 

 

Staatl. Gewerbeaufsichtsamt Emden 
Brückstraße 38  26725 Emden 

  
 
 
 

Samtgemeinde Dörpen 
Hauptstraße 25 
26892 Dörpen 

 

Bearbeiter/in 

Herr Lampe 

  E-Mail 

poststelle@gaa-emd.niedersachsen.de 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Mein Zeichen (Bei Antwort angeben) Telefon Datum 

 -10413 Lp 04921 9217-25 02.12.2021 

    
Bauleitplanung der Gemeinde Wippingen 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 „Zweite Erweiterung Haskamps Esch“ 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Planung wurde hinsichtlich der vom Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Emden in diesem Ver-
fahren zu vertretenden Belange geprüft. 

Es bestehen Bedenken gegen die Ausweisung der Teilflächen Nr. 1, 2, 6 und 7 als Gewerbege-
biet (GE). 

In dem zu den Planunterlagen gehörenden Lärmgutachten vom 25.03.2019 des Büro für Lärm-
schutz wurden für die v.g. Teilflächen Emissionskontingente ermittelt, die den Empfehlungen 
des Niedersächsischen Landesamtes für Ökologie folgend einer möglichen Gebietsnutzung als 
eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) zugeordnet werden können. Die Emissionskontingente 
sind letztlich aufgrund der unmittelbar angrenzenden Wohnbebauung so niedrig, dass ein Be-
trieb von Produktionshallen in der Tagzeit und ein Nachtbetrieb nicht möglich ist. 

Um eine weitere Verschärfung der hier vorliegenden Gewerbelärmsituation entgegenzuwirken 
wird dringend empfohlen, zumindest auf die Ausweisung der Teilfläche 1 als uneingeschränktes 
Gewerbegebiet zu verzichten. Insofern wird hier auch die Auffassung des Lärmgutachters unter-
stützt, der insbesondere für die Teilfläche 1 die folgenden gewerblichen Nutzungen als geeignet 
vorschlägt: 

 Lagerhäuser, Lagerplätze mit geringem Umschlag 

 Ausstellungsflächen 

 Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 

Um Übersendung einer Nebenausfertigung der Planunterlagen nach Abschluss des Verfahrens 
wird gebeten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrage 

gez. Lampe 





per e-mail

Bauleitplanung der Gemeinde Wippingen
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 „Zweite Erweiterung Haskamps Esch“
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB)

Sehr geehrte Damen und Herren,

in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. Vorhaben folgende
Hinweise:

Boden
Die Grundlage zur fachlichen Beurteilung des Schutzgutes Boden liefert  in Deutschland das
Bundes-Bodenschutzgesetz  (BBodSchG)  und  fokussiert  dabei  auf  die  Bewertung  der
Bodenfunktionen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen der natürlichen
Bodenfunktionen und der Archivfunktion vermieden werden (vgl. § 1 BBodSchG). Mit Grund und
Boden ist gemäß §1a BauGB sparsam und schonend umzugehen und flächenbeanspruchende
Maßnahmen sollten diesem Grundsatz entsprechen (LROP 3.1.1, 04).

Zur  fachgerechten  Berücksichtigung  in  der  Planung  sollte  das  Schutzgut  Boden  in  dem zu
erarbeitenden Umweltbericht entsprechend der Anlage 1 Baugesetzbuch (BauGB) ausführlich
beschrieben  und  eine  Bodenfunktionsbewertung  entsprechend  der  im  Bundes-
Bodenschutzgesetz (vgl. § 2 BBodSchG) genannten Funktionen vorgenommen werden.

Als Datenbasis zur Bearbeitung des Schutzgutes Boden empfehlen wir unsere Bodenkarte i.M.
1:50.000  (BK50) und  ihre  Vielzahl  an  Auswertungskarten  –  u.a.  zu  Suchräumen  für
schutzwürdige Böden und zu Empfindlichkeiten der Böden. Sofern genauere Informationen zu
den Böden im Gebiet vorliegen, sollten diese zusätzlich herangezogen werden.

Dienstgebäude 
GEOZENTRUM HANNOVER
Stilleweg 2
30655 Hannover 
Verkehrsanbindung 
Stadtbahnlinie 7 bis Pappelwiese

Telefon
0511 643-0
Telefax
0511 643-2304 
E-Mail
Poststelle@lbeg.niedersachsen.de
Internet
http://www.lbeg.niedersachsen.de

Bankverbindung
Nord/LB 
IBAN: DE 84 2505 0000 0106 0223 95
SWIFT-BIC: NOLA DE 2H XXX

Steuernummer
Steuernummer beim Finanzamt Hannover Nord:
25/202/29467
USt. – ID- Nummer:
DE 811289769

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie
Postfach 51 01 53, 30631 Hannover

Bearbeitet von Cendric Bleischwitz

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Mein Zeichen (Bei Antwort angeben) Durchwahl Hannover
09/511.11/2021-0001, 02.11.2021 TOEB.2021.11.00031 +49 (0)511 643 3924 17.01.2022

E-Mail
toeb-beteiligung@lbeg.niedersachsen.de

https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?permalink=K1rTqdZ
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?permalink=K1rTqdZ


Im Plangebiet  befinden sich laut den Daten des LBEG Suchräume für schutzwürdige Böden
entsprechend  GeoBerichte  8  (Stand:  2019).  Im  Plangebiet  handelt  es  sich  um  folgende
Kategorien:

Kategorie

Alte Waldstandorte

Plaggenesch

Seltene Böden (statistisch)

hohe - äußerst hohe Bodenfruchtbarkeit

Die Karten können auf dem NIBIS Kartenserver eingesehen werden.

Gemäß dem Nds. Landesraumordnungsprogramm (LROP 3.1.1, 04) sind Böden,  welche die
natürlichen  Bodenfunktionen  und  die  Archivfunktion  in  besonderem  Maße  erfüllen,  vor
Maßnahmen der Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung besonders zu schützen.

Bergbau: Markscheiderei
Nachbergbau Themengebiet Historische Bergrechtsgebiete
Mit dem Inkrafttreten des Bundesberggesetzes am 01. Januar 1982 wurden die, durch die vielen
historischen  Herrschaftsgebiete  definierten,  Bergrechte  vereinheitlicht.  Unter  Einhaltung
bestimmter Voraussetzungen erlaubt das Bundesberggesetz die Aufrechterhaltung alter Rechte
und Verträge aus diesen ehemaligen Bergrechten. Daher erfolgt in dieser Stellungnahme der
Hinweis auf das historische Bergrechtsgebiet mit Angabe der Rechte, die in diesen Gebieten
auftreten  können.  Diese  Rechte  sind  in  Grundeigentümerrechte  oder  nicht
Grundeigentümerrechte  unterteilt.  Die  Grundeigentümerrechte  sind  entsprechend  den  für
Grundstücke geltenden Vorschriften in Grundbüchern zu führen. Weitere Rechte und Verträge,
bei denen es sich nicht um Grundeigentümerrechte handelt, sind, sofern vorhanden, in dieser
Stellungnahme als aufrechterhaltene Rechte nach §149 ff. Bundesberggesetz angegeben.

Historisches Bergrechtsgebiete
Preußisches Allgemeines Berggesetz, Königreich Hannover:
Das Verfahrensgebiet liegt nach den hier vorliegenden Unterlagen im Gebiet des ehemaligen
Königreichs Hannover. In diesem Gebiet können Grundeigentümerrechte wie Erdölaltverträge,
Erdgasverträge und Salzabbaugerechtigkeiten vorliegen.
Die Grundeigentümerrechte auf Salz (Salzabbaugerechtigkeiten) werden von den Amtsgerichten
(Grundbuchämtern) im Grundbuch oder im Salzgrundbuch geführt. Die für das Verfahrensgebiet
möglicherweise notwendigen Angaben sind bei den zuständigen Amtsgerichten zu erfragen.

Nachbergbau Themengebiet Alte Rechte
In  dem  Verfahrensgebiet  liegen  dem  LBEG  keine  weiteren  aufrechterhaltene  Rechte  und
Verträge nach §149 ff. Bundesberggesetz vor.

Nachbergbau Themengebiet Bergbauberechtigungen
Ob im  Vorhabensgebiet  eine  Erlaubnis  gem.  §  7  BBergG  oder  eine  Bewilligung  gem.  §  8
BBergG erteilt  wurde und/oder ein Bergwerkseigentum gem. §§ 9 und 149 BBergG verliehen
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wurde bzw. aufrecht erhalten wurde, können Sie dem NIBIS Kartenserver entnehmen. Wir bitten
Sie, den dort genannten Berechtigungsinhaber ggf. am Verfahren zu beteiligen.

Nachbergbau Themengebiet Grubenumrisse Altbergbau
Laut den hier vorliegenden Unterlagen liegt das genannte Verfahrensgebiet nicht im Bereich von
historischem Bergbau.

Hinweise
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise und
Informationen  zu  den  Baugrundverhältnissen  am  Standort  auf  den  NIBIS-Kartenserver.  Die
Hinweise  zum  Baugrund  bzw.  den  Baugrundverhältnissen  ersetzen  keine  geotechnische
Erkundung  und  Untersuchung  des  Baugrundes  bzw.  einen  geotechnischen  Bericht.
Geotechnische  Baugrunderkundungen/-untersuchungen  sowie  die  Erstellung  des
geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN
4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen. 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise oder
Anregungen.

Die  vorliegende  Stellungnahme  hat  das  Ziel,  mögliche  Konflikte  gegenüber  den
raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. Die
Stellungnahme  wurde  auf  Basis  des  aktuellen  Kenntnisstandes  erstellt.  Die  verfügbare
Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf
Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und
Normen  erforderliche  Genehmigungen,  Erlaubnisse,  Bewilligungen  oder  objektbezogene
Untersuchungen.

Mit freundlichen Grüßen
i.A.

Cendric Bleischwitz

Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig
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